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I N H A L T

eDitoriAL

Hendrik Lütke

Liebe Leserin, 
lieber Leser,
längst ist klar, dass die Digitalisie-
rung unserer Arbeitswelt umfassen-
de Veränderungen mit sich bringt. 
Arbeitsprozesse straff en sich noch-
mals und setzten die menschliche 
Arbeitskraft in größerem Umfang 
frei, auch wenn zugleich neue Ar-
beitsplätze entstehen. 

Dennoch „Kein Grund zur Panik“, 
so Dr. Klier und stellt im seinem 
Zwischenruf entsprechende Zahlen 
vor und benennt wichtige Entwick-
lungen und Handlungsansätze. 

Auch die notwendige Zuwande-
rung in den deutschen Arbeitsmarkt 
- die laut Bertelsmann Studie bis 
2060 bei jährlich 260.000 Personen 
liegt - fordert eine weitere gesell-
schaftliche Öff nung und bleibt einw 
große Herausforderung.

Sehr schnell wird deutlich, und das 
gilt als gemeinsamen Nenner in 
allen Arbeitsbereichen, ohne eine 
umfassende Aus-, Fort- und Weiter-
bildung geht es nicht. Hier besteht 
umfassender Nachholbedarf, insbe-
sondere im Bereich der Helfer und 
der Fachkräfte.

Der „Pakt Berufl iche Weiterbildung 
4.0“ ist gerade in diesem Kontext 
wichtiges gemeinsames Maßnah-
mepaket der Arbeitsmarktakteure 
und ein Schlüsselinstrument des 
Arbeitsministeriums um alle - Di-
gital Native und Digital Immigrants 
- mitzunehmen. 

Auf die Unterschiede in Bezug auf 
das „Substituierbarkeitspotential 
nach Berufssegmenten“ geht Lutz 
Eigenhüller, wissenschaftlicher Mit-
arbeiter des IAB, unter anderem ein. 
Es wird kaum überraschen, dass die 
Anteile an Tätigkeiten, die durch 
computergesteuerte Maschinen 
übernommen werden können, gera-
de im Bereich der Fertigungsberufe  
und fertigungstechnischen Berufe 
ein sehr hohes Potential haben. In 

den sozialen und kulturellen Dienst-
leistungsberufen werden wir dem 
aktuellen Fachkräftemangel mittels 
der Digitalisierung nicht begegnen 
können, zumal das das Potential hier 
lediglich bei 14 Prozent liegt. 

Die Bandbreite der Ansätze ist aber 
überraschend groß und reicht von 
genutzten Apps über Organisati-
onstools bis hin zu kompletten Ver-
netzungsplattformen. 

Diese Erfahrungen zum Wohle der 
Kunden und haupt- und ehrenamtlich 
Mitarbeitenden spiegelt Jan Ger-
spach für den Paritätischen Wohl-
fahrtverband und Reiner Prölß für 
den Geschäftsbereich Jugend, Fami-
lie und Soziales der Stadt Nürnberg.

Zuständig für lebensbedrohliche 
Situationen und Notfälle löst das 
BRK den Rettungseinsatz „Pfl ege“ 
aus. Wolfgang Obermair fordert ein 
konsequentes Umdenken ein und 
benennt Maßnahmen zur Krisenbe-
wältigung.

39 Persönlichkeiten hat der Bay-
erische Landtag mit der Verfas-
sungsmedaille ausgezeichnet. Die 
Preisträger im Bereich des sozialen 
Engagements stellen wir in dieser 
Ausgabe vor und danken ihnen zu-
gleich für ihren Einsatz zugunsten 
unserer Gesellschaft, in der alle 
einen Platz haben müssen.
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Digitalisierung – 
    den Wandel 
        aktiv gestalten
Die Digitalisierung ist eines der Megathemen unserer 
Zeit. Sie wird unsere Gesellschaft so massiv verändern 
wie kaum eine andere Entwicklung. Dabei stehen wir 
schon längst nicht mehr vor der Frage, ob wir bei der 
Digitalisierung mitmachen möchten oder nicht. Wir 
müssen uns entscheiden, ob wir die Treiber oder die 
Getriebenen dieses Wandels sein wollen. Denn obwohl 
die Digitalisierung vielfältige Chancen bietet, um das 
Leben der Menschen zu verbessern, gibt es natürlich 
keinen Fortschritt ohne Risiken. Damit wirklich alle 
vom digitalen Wandel profitieren, müssen wir auch 
alle mitnehmen – den Digital Native ebenso wie den 
Digital Immigrant. 

Es geht darum, Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer fit für die digitale Arbeitswelt zu machen und 
die digitale Arbeitswelt flexibel, familienfreundlich 
und sozial ausgewogen zu gestalten. Für Menschen 
mit Behinderung müssen wir neue Chancen eröffnen. 
Auch ältere Menschen müssen von der Digitalisierung 
profitieren. Und es geht auch darum, Kinder und Ju-
gendliche behutsam und qualifiziert auf die digitale 
Welt vorzubereiten. 

Digitalisierung der Arbeitswelt 
Die Digitalisierung ändert nicht zuletzt unsere Arbeits-
welt grundlegend. Der technische Fortschritt bringt es 
mit sich, dass einfache Tätigkeiten durch maschinelle 
Abläufe ersetzt werden. Dadurch entstehen aber auch 
neue Berufe. Ein aktuelles Beispiel: Der Kaufmann 
im E-Commerce ist die Antwort auf den florierenden 
Onlinehandel. Mit den neuen Berufen steigt auch der 
Bedarf an Fachkräften. 

Damit der Übergang gelingt, müssen wir den Men-
schen die Angst vor der Digitalisierung nehmen und sie 
zu Fachkräften der Zukunft machen. Denn Gewinner 
der digitalen Revolution werden die Volkswirtschaften 
sein, deren Arbeitskräfte die digitalen Techniken am 
besten beherrschen. Zentrale Stellschraube ist hier die 
berufliche Weiterbildung. Sie ist eine Investition in die 
Kompetenz der Beschäftigten. Und diese Kompetenz 
ist entscheidender denn je. 

Wir setzen alles daran, um die berufliche Weiter-
bildung zukunftsfest zu machen. Ganz wichtig ist 
hier der Pakt für berufliche Weiterbildung 4.0. Er ist 
ein gemeinsames Maßnahmenpaket von allen Ar-
beitsmarktakteuren: Die Arbeitgeber sind dabei, die 
Arbeitnehmer, die Kammern, die Arbeitsverwaltung 
und die Staatsregierung. Mit dem Pakt wenden wir 
uns gezielt an Beschäftigte, vor allem an jene, die in 
der Weiterbildung unterrepräsentiert sind. 

Digitalisierung und flexible Arbeitsformen schaffen 
auch neue Vernetzungsmöglichkeiten. Das bringt so-
wohl den Arbeitgebern als auch den Arbeitnehmern 
enorme Vorteile. Für die Unternehmen macht Digita-
lisierung die Prozesse effizienter. Sie sparen so Kosten 
und können neue Geschäftsmodelle entwickeln. 

Außerdem verbessern flexiblere Arbeitszeit- und Ar-
beitsortregelungen die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. In der heutigen Arbeitswelt muss es möglich 
sein, dass ein Mitarbeiter früher nach Hause geht, um 
seinem Kind eine Gute-Nacht-Geschichte vorzulesen. 
Wichtige Aufträge lassen sich schließlich auch hinter-
her noch mobil erledigen. Hier müssen wir noch stärker 
umdenken: Die Präsenz am Arbeitsplatz entscheidet 
schließlich nicht über die Qualität der Arbeit oder wie 
schnell sie gemacht wird. Ganz im Gegenteil. Ich bin 
der Überzeugung: Wir brauchen keine berufsgerechten 
Familien, sondern familiengerechte Berufe. Die Digita-

Bild: freepik | rawpixel
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lisierung bringt uns diesem Ziel ein großes Stück näher. 
Darüber hinaus stellt die digitale Arbeitswelt auch neue 
Anforderungen an Arbeitsrecht und Arbeitsschutz. Es 
ist sehr erfreulich, dass der Koalitionsvertrag auf Bun-
desebene hier Anpassungen vorsieht. Die Bayerische 
Staatsregierung unterstützt dieses Vorhaben. Dabei 
brauchen wir einen angemessen Interessenausgleich 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Es ist 
zum Beispiel unabdingbar, dass die Menschen auch im 
digitalen Zeitalter sozial gut abgesichert sind. Digitali-
sierung und soziale Sicherheit dürfen keine Gegensätze 
sein. Wir wollen soziale Sicherheit selbstverständlich 
auch für die neuen Erwerbsformen und -biografi en, 
beispielsweise von Freelancern und Crowdworkern. 
Das gilt besonders für die Altersvorsorge. Dabei 
werden wir die Balance aus Eigenverantwortung und 
Solidarität wahren. Auch der Gesundheitsschutz von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist sehr wich-
tig. Denn Phänomene wie die Entgrenzung der Arbeit, 
mobile Beschäftigung und Multitasking können zu psy-
chischen Belastungen führen. Das wiederum erfordert 
neue Präventionsansätze. Was wir also brauchen, ist ein 
Ordnungsrahmen für die Soziale Marktwirtschaft im 
digitalen Zeitalter. Mit off enen Blick für die Chancen 
der Digitalisierung, aber auch Sensibilität für die Ri-
siken dieser Entwicklung. Wenn wir hier die richtigen 
Weichen stellen, können wir von der Digitalisierung 
erheblich profi tieren. 

Chancen nutzen – keinen zurücklassen 
Von der Digitalisierung profi tieren heißt, für alle die 
richtigen Rahmenbedingungen zu schaff en. Wir wollen 
das große Potenzial der Digitalisierung deshalb auch 
für Menschen mit Behinderung besser ausschöpfen. 
Die Digitalisierung kann Barrieren abbauen. Digitale 
Barrierefreiheit heißt ganz konkret, dass Menschen 
mit Behinderung die digitale Welt ohne fremde Hilfe 
nutzen und einen Internet-Auftritt wahrnehmen, ver-
stehen, navigieren und mit ihm interagieren können. 
Das verbessert die Teilhabe von Menschen mit Behin-
derung und erleichtert ihnen außerdem den Zugang 
zum Arbeitsmarkt. 

Auch die ältere Generation profi tiert von der Digita-
lisierung, denn der digitale Fortschritt unterstützt bei-
spielsweise ein selbstbestimmtes Leben im Alter. Mit 
modernen technischen und digitalen Lösungen (AAL 
– Ambient Assisted Living) können ältere Menschen 
auch bei Hilfe- oder Pfl egebedürftigkeit im gewohn-
ten Wohnumfeld bleiben. Und damit Seniorinnen und 
Senioren im Umgang mit digitalen Medien nicht ab-
gehängt werden, unterstützen wir Schulungsangebote 
in den bayerischen Mehrgenerationenhäusern. 

Während sich viele ältere Menschen im digitalen 
Wandel erst zurechtfi nden müssen, ist es für Kinder 
und Jugendliche heute ganz normal, mit digitalen Me-
dien aufzuwachsen. Das geht so weit, dass sich viele 
Kinder und Jugendliche gar nicht mehr persönlich 
mit ihren Freunden treff en, sondern ihre Freizeit im 
Klassen-Chat verbringen. Gerade Soziale Netzwerke 
üben auf junge Menschen eine enorme Anziehungs-
kraft aus. Sie vermitteln Handlungsräume, um sich zu 
vernetzen, gemeinsame Interessen zu verfolgen und 
gesellschaftliche Fragen zu diskutieren. Darin liegen 
sehr viele Möglichkeiten. Möglichkeiten, die aber nur 
dann greifen, wenn digitale Medien die Perspektive 
junger Menschen widerspiegeln und wenn wir uns 
ernsthaft damit auseinandersetzen, wie sie sich und 
ihre Ideen noch besser einbringen können. 

Es kommt also auf die Medienkompetenz an. Medi-
enkompetenz bedeutet, für die Chancen und Risiken 
digitaler Medien sensibler zu werden. Und dazu gehört 
auch, dass Kinder und Jugendliche gezielt abschal-
ten lernen. Das ist in Zeiten der Digitalisierung eine 
Schlüsselkompetenz wie Lesen und Schreiben. Unser 
neues Zentrum für Medienkompetenz in der Frühpä-
dagogik (ZMF), das im Herbst 2018 seine Tätigkeit 
aufgenommen hat, leistet hier wertvolle Arbeit. Es 
stellt sich der Frage, wie zukünftig Fachkräfte in Kin-
dertageseinrichtungen, aber auch Eltern und Kinder 
mehr Medienkompetenz bekommen können. 

Die Digitalisierung ist längst in unserem Alltag an-
gekommen. Sie durchdringt unser ganzes Le ben und 
schreitet unaufhaltsam voran. Mir ist es wichtig, den 
damit verbundenen Sorgen mit konkreten Lösungen 
zu begegnen. 

Die Digitalisierung muss den Menschen dienen und 
nicht umgekehrt. Wenn es uns gelingt, dass stets der 
Mensch im Mittelpunkt bleibt, werden alle von der 
Digitalisierung profi tieren. Bei dieser Herausforderung 
sind wir alle gefragt.

Kerstin Schreyer, MdL 
Bayerische Staatsministerin für Familie, Arbeit und Soziales 
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Digitales Leben im Dienste 
der Gesellschaft

Judith Gerlach, MdL
Bayerische Staatsministerin für Digitales 

Wir wollen langfristig jedes Jahr 50 Frauen zwischen 
18 und 30 für jeweils zwei Jahre bei ihrem Weg in di-
gitale Berufe begleiten und unterstützen. Dabei helfen 
auch weibliche Vorbilder in technischen oder digitalen 
Berufen, die mich bei BayFiD unterstützen. Für mich 
ist ein wesentlicher Punkt: Je mehr Frauen in Digital-
berufen oder im technischen Bereich Führungspositi-
onen erlangen, desto mehr fühlen sich junge Frauen 
und Mädchen motiviert, ebenfalls diese Richtung 
einzuschlagen. Und je früher wir den aktuellen Trend 
umkehren, desto mehr Frauen sind auf den digitalen 
Wandel eingestellt und gestalten ihn aktiv mit.

Klar ist, dass sich der technologische Fortschritt nicht 
aufhalten lässt und es auch in Zukunft immer wieder 
Veränderungen in der Arbeitswelt geben wird. Diese 
Diskussion gab es bereits, als der Computer erfunden 
wurde und wird es auch beim nächsten Entwicklungs-
sprung geben. Entscheidend ist dabei, alle Menschen 
bei diesen Veränderungen mitzunehmen und keinen 
zurückzulassen. Wir wol-
len keine digitalen Eliten, 
wir wollen ein digitales 
Leben im Dienste der Ge-
sellschaft.

Die Digitalisierung wirkt sich massiv auf unser 
aller Leben aus. Das betriff t nicht nur die Annehm-
lichkeiten im privaten Bereich. Sie stellt uns auch 
vor Herausforderungen in der Berufswelt. Denn 
Künstliche Intelligenz und Roboter können mitt-
lerweile immer mehr Aufgaben übernehmen. Das 
schürt natürlich Ängste in der Bevölkerung vor 
der Verlagerung oder gar dem Verlust von Arbeits-
plätzen. Klar muss sein, dass die Digitalisierung 
im Diensten der Menschen und der Bevölkerung 
steht. Es muss heißen: Mensch UND Maschine, nicht 
Mensch gegen Maschine. Standardisierte Arbeiten 
von KI und Robotern sollen uns das Arbeiten erleich-
tern, nicht ersetzen. Natürlich verändern sich mit der 
digitalen Entwicklung auch die Arbeitsplätze und 
klassische Berufsformen. Der zunehmende Online-
handel braucht weniger Einzelhandelskaufmänner als 
vielmehr Kaufmänner in E-Commerce. Das heißt, dass 
neue Arbeitsplätze entstehen. Dies spiegelt sich auch 
in aktuellen Prognosen des Bundesministeriums für 
Arbeit wieder: 1,3 Millionen Jobs, die bis 2025 durch 
die Digitalisierung in Deutschland verloren gehen, 
stehen insgesamt 2,1 Millionen neue Stellen gegenüber 
– ein Stellenzuwachs von immerhin ca. 800.000. Es 
ist also enorm wichtig, den Transformationsprozess 
aktiv mitzugestalten. Das erfordert von uns allen ein 
lebenslanges Lernen. Zentral sind dabei Bildung und 
Ausbildung und eine Anpassung der Sozialversiche-
rungssysteme an neue Formen der Selbstständigkeit. 
Das fängt schon mit IT- und Medienkompetenzen 
in der Schule an, erstreckt sich auf stetige Aus- und 
Weiterbildungen der Menschen, die bereits voll im 
Berufsleben stehen, und reicht bis zu gezielter Unter-
stützung besonders von älteren Menschen, die bislang 
kaum oder wenig Berührungspunkte mit der digitalen 
Welt hatten.

Das Bayerische Staatsministerium für Digitales leistet 
hier seinen Beitrag. Denn die Zahlen sprechen auch, 
was den Anteil der Frauen in digitalen Berufen angeht, 
eine klare Sprache: Nur rund 20 Prozent der Informa-
tik-Studierenden und nur 17 Prozent der Akademiker 
in IT-Kernberufen sind Frauen. Wir müssen Frauen 
und Mädchen möglichst frühzeitig für digitale Themen 
begeistern. Daher habe ich auch nach nur einem Monat 
im Amt hierauf ein besonderes Augenmerk gelegt und 
die Initiative „Bayerns Frauen in Digitalberufen – Fit 
für den digitalen Wandel“, kurz „BayFiD“, gestartet. 

Digitales Leben im Dienste 

Die Digitalisierung wirkt sich massiv auf unser 

schürt natürlich Ängste in der Bevölkerung vor 

steht. Es muss heißen: Mensch UND Maschine, nicht 
Mensch gegen Maschine. Standardisierte Arbeiten 
von KI und Robotern sollen uns das Arbeiten erleich-
tern, nicht ersetzen. Natürlich verändern sich mit der Bild: fre
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Im Zusammenhang mit den möglichen Folgen der 
Digitalisierung für den Arbeitsmarkt wird häufig dar-
über diskutiert, inwieweit Tätigkeiten, die bislang von 
Menschen ausgeübt werden, durch Computer und 
computergesteuerte Maschinen übernommen 
werden könnten und welche Beschäfti-
gungseffekte damit verbunden sein könn-
ten. Das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) hat sich dieser 
Frage frühzeitig u. a. durch die Analyse 
der sogenannten Substituierbarkeitspo-
tenziale von Berufen angenähert (vgl. 
Dengler/Matthes 2015). Da digitale 
Technologien sich schnell weiterentwi-
ckeln, Berufsbilder sich verändern und 
auch neue Berufe entstehen, wurden 
diese Analysen im Jahr 2018 aktuali-
siert. Die Ergebnisse dieser Aktuali-
sierung liegen sowohl für Deutschland 
(vgl. Dengler/Matthes 2018) als auch im 
Bundeslandvergleich (vgl. Dengler/Matthes/Wydra-
Somaggio 2018) und für Bayern vor (vgl. Eigenhüller/
Rossen/Böhme 2018). Im Folgenden werden zentrale 
Punkte dieser Analysen kurz zusammengefasst.

Substituierbarkeitspotenziale geben den Anteil der 
Tätigkeiten eines Berufs an, der bereits heute durch 
Computer und computergesteuerten Maschinen über-
nommen werden könnte. Grob gesagt handelt es sich 
dabei um den Anteil der manuellen und kognitiven 
Routinetätigkeiten an allen Tätigkeiten eines Berufs. 
Bei der Interpretation der Substituierbarkeitspotenziale 
ist zu berücksichtigen, dass sich diese ausschließlich 
auf die technische Machbarkeit einer Digitalisierung 
von Tätigkeiten beziehen. Dass etwas technisch 
machbar ist, bedeutet aber nicht notwendigerweise, 
dass es tatsächlich umgesetzt wird. Ob und inwieweit 
Substituierbarkeitspotenziale realisiert werden, ist 
von vielen verschiedenen Faktoren abhängig. Dazu 
zählen z. B. Rahmenbedingungen wie Gesetze, ethi-
sche Überlegungen oder Lohn- und Investitionskosten. 
Daher können (hohe) Substituierbarkeitspotenziale 
auch nicht einfach als Voraussage bzgl. der Größe von 
Arbeitsplatzverlusten durch die Digitalisierung inter-
pretiert werden. Substituierbarkeitspotenziale können 
allerdings Hinweise darauf geben, wo technologische 
Potenziale hinsichtlich der Ersetzbarkeit vorhanden 

sind und dementsprechend Handlungsbedarf bestehen 
kann (vgl. Dengler/Matthes/Wydra-Somaggio 2018).

Darüber hinaus ist in der Diskussion um die Folgen 
der Digitalisierung für die Beschäftigung zu berück-
sichtigen, dass der Einsatz von digitalen Technologien 
auch Arbeitsplätze sichern sowie neue Arbeitsplätze 
schaffen kann. So werden in Folge der Digitalisierung 
bspw. neue Produkte und Dienstleistungen angeboten 
und nachgefragt, wodurch Arbeitsplätze entstehen 
können. Der Einsatz von digitalen Technologien könnte 
auch Produktivitätssteigerungen bewirken, die sich 
in Preissenkungen, einer steigenden Nachfrage und 
einem daraus folgenden Aufbau von Arbeitsplätzen 
niederschlagen könnten. Diese Dimension der Digita-
lisierung wird über die Substituierbarkeitspotenziale 
nicht abgebildet.

Die höchsten Substituierbarkeitspotenziale errechnen 
sich für Fertigungsberufe und Fertigungstechnische 
Berufe, die vor allem im Verarbeitenden Gewerbe zu 
finden sind. Relativ niedrige Substituierbarkeitspoten-
ziale weisen dagegen personennahe Dienstleistungs-
berufe auf (vgl. Abbildung 1). Hierzu zählen auch die 
Gesundheitsberufe und die sozialen Dienstleistungs-
berufe, die Kernberufe der Wohlfahrtspflege sind. Im 

Digitalisierung erfordert  
berufliche Weiterentwicklung
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Vergleich zu den ersten Analysen sind die Substituier-
barkeitspotenziale in den meisten Berufen gestiegen. 
Am stärksten fiel dieser Anstieg in den Verkehrs- und 
Logistikberufen sowie in den Unternehmensbezo-
genen Dienstleistungsberufen aus. Zurückzuführen 
ist dies darauf, dass in den letzten Jahren digitale 
Technologien (weiter-)entwickelt wurden bzw. die 
Marktreife erlangten und sich dadurch beispielsweise 
für Arbeitsplätze in der Intralogistik, aber auch in der 
Verwaltung neue Möglichkeiten der Automatisierung 
und Digitalisierung eröffneten. 

Für zwei Berufssegmente, die IT- und Naturwissen-
schaftlichen Dienstleistungsberufe und die medizi-
nischen und nichtmedizinischen Gesundheitsberufe, 
errechnet sich allerdings auch ein Rückgang des 
Substituierbarkeitspotenzials. Hierfür ist z. B. verant-
wortlich, dass im Berufsbild der Krankenpflege einige 
substituierbare administrative Tätigkeiten gegenüber 
den nichtsubstituierbaren Tätigkeiten an Gewicht 
verloren haben.

Abbildung 1: Substituierbarkeitspotenzial nach Be-
rufssegmenten in Bayern (in Prozent)

 Quelle: BERUFENET (2016); Beschäftigungsstatistik der Bun-
desagentur für Arbeit (Stand: 31.12.2016); 
eigene Berechnungen.

Zusätzlich zur Ebene der Berufe wurden die Substi-
tuierbarkeitspotenziale auch für Anforderungsniveaus 
berechnet (vgl. Abbildung 2). Über alle Berufe hinweg 
zeigt sich dabei, dass das Substituierbarkeitspotenzial 
auf dem Helferniveau am höchsten ist, auf dem Fach-
kraftniveau aber ebenfalls einen beachtlichen Wert 
erreicht. Deutlich geringer ist es dagegen auf dem 
Experten- und auf dem Spezialistenniveau. Ein Anstieg 
des Substituierbarkeitspotenzials ist allerdings auf al-
len Anforderungsniveaus zu beobachten, am stärksten 
fiel er für Tätigkeiten auf dem Helferniveau aus.

Abbildung 2: Substituierbarkeitspotenzial nach Anfor-
derungsniveau in Bayern (in Prozent)

Quelle: BERUFENET (2016); Beschäftigungsstatistik der Bun-
desagentur für Arbeit (Stand: 31.12.2016); 
eigene Berechnungen.

Basierend auf diesen Analysen lässt sich dann auch die 
Frage beantworten, wie viele Beschäftigte aufgrund 
ihrer Berufs-Anforderungsniveau-Kombination von 
einem hohen Substituierbarkeitspotenzial (> 70 Prozent) 
betroffen sind (vgl. Abbildung 3). In Bayern sind dies 
gut 26 Prozent aller sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten (Deutschland: 25 Prozent). Im Vergleich 
zur Vorgängeranalyse stieg dieser Anteil damit um 
knapp 11 Prozentpunkte. Auch für die verschiedenen 
Anforderungsniveaus zeigt sich ein Anstieg. Dies 
gilt insbesondere für die Beschäftigten auf dem 
Helferniveau, von denen nun 50 Prozent von einem 
hohen Substituierbarkeitspotenzial betroffen sind. 
Aber auch bei den Fachkräften ist dieser Anteil 
erheblich gewachsen und beträgt jetzt 29 Prozent. Diese 
Entwicklung bedeutet nicht, dass diese Arbeitsplätze 
sofort oder in der nahen Zukunft verloren gehen. Der 
Anstieg kann aber als Hinweis darauf gesehen werden, 
dass das Thema der Folgen der Digitalisierung für die 
Beschäftigung in den letzten Jahren weiter an Relevanz 
gewonnen hat.

Abbildung 3: Betroffenheit der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten von einem hohen Substituier-
barkeitspotenzial (> 70 Prozent) insgesamt und nach 
Anforderungsniveau in Bayern (in Prozent)
 

Quelle: BERUFENET (2016); Beschäftigungsstatistik der 
Bundesagentur für Arbeit (Stand: 31.12.2016); 
eigene Berechnungen.
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Schließlich stieg der Anteil der Beschäftigten, die mit 
einem hohen Substituierbarkeitspotenzial konfron-
tiert sind, auch in allen bayerischen Landkreisen und 
kreisfreien Städten (vgl. Eigenhüller/Rossen/Böhme 
2018). Im Ergebnis reicht die Spannweite von knapp 
15 Prozent für die Stadt München bis zu knapp 52 Pro-
zent für den Landkreis Dingolfi ng-Landau. Tendenziell 
fi nden sich Regionen mit relativ hohen Anteilen vor 
allem in Nordbayern, Ostbayern, Westmittelfranken 
und Schwaben. Vergleichsweise geringe Anteilswerte 
ergeben sich dagegen für die Stadt München und einige 
Kreise aus dem Ballungsraum München, sowie Gar-
misch-Partenkirchen und einige Städte wie Erlangen, 
Würzburg oder Nürnberg. Höhere Anteile fi nden sich 
also in der Regel dort, wo das Verarbeitende Gewerbe 
und damit auch Fertigungsberufe und Fertigungstech-
nische Berufe mit hohen Substituierbarkeitspotenzialen 
vergleichsweise stark vertreten sind. Dominieren in 
einer Region Dienstleistungsberufe und/oder Tätig-
keiten auf hohem Anforderungsniveau sind die Werte 
dagegen geringer.

Fazit

Die Ergebnisse der Analysen zu den Substituierbar-
keitspotenzialen können als nachdrücklicher Hinweis 
darauf gelesen werden, dass Bildung, Ausbildung und 
Weiterbildung ein zentraler Bereich sein dürften, um 
die Digitalisierung der Arbeitswelt in ihren Folgen 
für die Individuen und die Gesellschaft positiv zu 
gestalten. Dazu gehört auch, Berufsbilder kontinuier-
lich weiterzuentwickeln und die Möglichkeiten, die 
digitale Technologie für Bildung und Qualifi zierung 
bietet, sinnvoll zu nutzen. So gilt bspw. auch für das 
Gesundheits- und Sozialwesen, dass die Möglichkeiten 
des Einsatzes von digitalen Technologien - sei es in 
Form von Computertechnologie, sei es in Form von 
Robotern – in den nächsten Jahren weiter zunehmen 
dürften. Und diese Möglichkeiten sollten sicherlich 
auch wahrgenommen werden, solange sie unter Be-
rücksichtigung von ethischen oder auch datenschutz-

technischen Gesichtspunkten zugunsten der Kundinnen 
und Kunden sowie der Beschäftigten wirksam werden. 
Gleichzeitig dürfte dies bedeuten, dass auch die Be-
rufsbilder und die Aus- und Weiterbildungsgänge für 
soziale Berufe und medizinische und nichtmedizini-
sche Gesundheitsberufe entsprechend weiterentwickelt 
werden sollten, um die entsprechenden Kompetenzen 
zum Umgang mit diesen Technologien sicherzustellen. 
Hier sind die verantwortlichen Akteure gefragt, dafür 
zu sorgen, dass entsprechende Anpassungen rechtzeitig 
umgesetzt werden.
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zWiSCHenruF

Obwohl das Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsfor-
schung der Bundesagentur 

für Arbeit in einem Szenario für 
Bayern prognostiziert, dass bis 2035 
infolge der Digitalisierung der Ar-
beitswelt zwar 239.000 Arbeits-
plätze wegfallen, umgekehrt jedoch 
auch 231.000 neue Arbeitsplätze 
entstehen, besteht kein Grund, sich 
wegen dieses überschaubaren ne-
gativen Deltas von 8.000 Arbeits-
plätzen entspannt zurückzulehnen. 
Erstens können wir nicht davon 
ausgehen, dass die Personen, die 
wegfallende Arbeitsplätze besetzen 
1:1 in neu entstehende Arbeitsplätze 
überwechseln können, da sich die 
Anforderungen der neuen Arbeits-
plätze von den Anforderungen der 
wegfallenden Arbeitsplätze elemen-
tar unterscheiden und in der Regel 
eine wesentlich höhere Expertise 
erfordern. Zweitens stellen die damit 
in Zusammenhang stehenden Substi-
tuierbarkeitspotenziale nach Berufs-
segmenten oder Anforderungsprofi le 
keine statischen Größen dar, sondern 
verändern sich im Laufe der Zeit. 

Neue technische Möglichkeiten 
führen zu veränderten – höheren 
- Substituierbarkeitspotenzialen. 
Dabei weisen, wie Lutz Eigenhüller 
in seinem Beitrag aufzeigt, soziale 
und kulturelle Dienstleistungsbe-
rufe mit 14 Prozent das geringste 
Substituierbarkeitspotenzial nach 
Berufssegmenten in Bayern auf. 
Soziale, personenbezogene Dienst-
leistungsberufe sind somit, zumin-
dest zum gegenwärtigen Zeitpunkt, 
trotz z.B. des partiellen Einsatzes 

von Senior Robots in der Pfl ege, nur 
sehr eingeschränkt automatisierbar. 
Generell besteht meines Erachtens 
auch kein Grund zur Panikmache! 
Es gibt gute Datengrundlagen um 
entsprechende kompensatorische 
Handlungsstrategien entwickeln 
zu können, in deren Fokus Bil-
dung, Berufsausbildung und Wei-
terbildung stehen. Schulabgänger 
ohne Schulabschluss oder Jugend-
liche ohne Berufsabschluss haben 
in der digitalisierten Arbeitswelt 
nur schlechte Chancen auf einen 
auskömmlichen Arbeitsplatz. Aus 
diesen Gründen nimmt Bildung und 
Weiterbildung einen immer höheren 
Stellenwert in der Berufswelt ein. 
Gleichzeitig besteht ein erhebli-
cher Nachholbedarf insbesondere in 
der Weiterbildungsbeteiligung von 
niedrigqualifizierten und gering-
verdienenden Beschäftigten, also 
denjenigen Beschäftigungsgruppen, 
deren Arbeitsplätze stärker durch 
die Digitalisierung gefährdet sind.

Liegt die Teilnahmequote in der 
berufl ichen Weiterbildung in Bayern 
im ersten Halbjahr 2017 bei Perso-
nen mit Hochschulabschluss bei 55 
Prozent, fällt diese bei Beschäftigten 
mit einfachen Tätigkeiten auf 15 
Prozent! 

Aus diesen Gründen fordert der 

Fachausschuss Arbeitsmarktpoli-
tik der LAG Ö/F, die bestehenden 
Qualifizierungs- und Weiterbil-
dungsprogramme auf Bundes- und 
Landesebene für Personen ohne 
Berufsabschluss bzw. Personen in 
Helferberufen optimal zu verzahnen 
und bei Bedarf sinnnvoll zu ergän-
zen. Allerdings sollten wir uns nicht 
der Illusion hingeben, den Arbeits-
kräftebedarf der Zukunft in Bayern 
und Deutschland durch verstärkte 
Qualifi zierung und Weiterbildung 
decken zu können. Wie die aktuelle 
Studie der Bertelsmann-Stiftung 
„Zuwanderung und Digitalisierung“ 
konstatiert, erfordert die demogra-
phische Entwicklung in unserem 
Land bis 2060 eine jährliche Zuwan-
derung von ca. 260.000 Personen in 
den deutschen Arbeitsmarkt. 

Die Digitalisierung verändere die-
sen Arbeitskräftebedarf nur gering-
fügig, es gebe jedoch einen star-
ken Trend zu hochqualifizierten 
Experten. Da jedoch immer mehr 
Menschen höhere Qualifi kationen 
erwerben und sehr viele Menschen 
mit Berufsausbildung aus dem Be-
rufsleben ausscheiden, sei jedoch 
eher mit einer Entspannung bei den 
Akademiker-Engpässen und einer 
Verschärfung beim Arbeitskräfte-
bedarf im Bereich der mittleren 
Qualifi kationen zu rechnen!

Kein Grund zur Panikmache! 

Dr. Manfred Klier

Vorsitzender des Fachausschusses 

Arbeitsmarktpolitik der LAg Ö/F

email: manfred.klier@stadt.nuernberg.de
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„Digitalisierung“ im geschäftsbereich 
Jugend, Familie und Soziales der Stadt nürnberg1

1 Dieser Beitrag ist im Wesentlichen ein Auszug aus dem Vortrag 
„Warum `Digitalisierung´uns alle angeht!“, der vom Autor 
am Fachtag Digitalisierung des Jugendamtes am 15.11.2018 
in Nürnberg gehalten wurde. Dieser Beitrag ist nachzulesen 
unter: https://www.nuernberg.de/imperia/md/sozialreferat/
dokumente/75_warum_digitalisierung_uns_alle_angeht.pdf

1. Warum ein Digitalisierungsdiskurs im geschäftsbereich?
Zur Einführung in das Themengebiet „Digitalisierung 
im Geschäftsbereich Jugend, Familie und Soziales der 
Stadt Nürnberg“ einige grundsätzliche Anmerkungen: 
Ich bin einerseits erstaunt und betroffen mit welch na-
iver, unkritischer und oft euphorischer Heilserwartung 
neue digitale Optionen gehypt werden und anderseits 
mit welchem Desinteresse, Ignoranz, Abwehrverhalten 
man diesen Entwicklungen gegenübersteht. 
Wir haben uns vor gut einem Jahr dafür entschieden, 
uns intensiv mit der Frage der Digitalisierung im Ge-
schäftsbereich auseinanderzusetzen. Dabei beginnen 
wir nicht bei Null! Seit vielen Jahren gibt es in unse-
rem Geschäftsbereich eine Offenheit für technische 
Möglichkeiten und Innovationen. Ebenso ist seit vielen 
Jahren in den verschiedenen pädagogischen Aufgaben-
feldern der Aspekt der digitalen Möglichkeiten, Spiele, 
soziale Medien, Medienerziehung und Jugendschutz 
ein Schwerpunkt der Arbeit. 

Klar ist, dass alle Aufgabenbereiche des Geschäfts-
bereichs von den Entwicklungen betroffen sind. Ich 
möchte mich in den nachfolgenden Ausführungen 
jedoch auf die Aufgaben des Jugendamtes mit einer 
unvollständigen und auch willkürlichen Auswahl von 
Möglichkeiten konzentrieren.

2. Möglichkeiten und grenzen der 
Digitalisierung am Beispiel des Jugendamtes

Die digitalen Möglichkeiten sind heute in der kommu-
nalen Sozialpolitik und sozialen Arbeit schon weiter 
als die technische und organisatorische Umsetzung. 
Deshalb ist die Botschaft I: Ja, zahlreiche Tätigkeiten 
und damit Arbeitsplätze werden wegfallen! Gleich-
zeitig gilt aber auch die Botschaft II, die ebenfalls 
von seriösen Studien bestätigt wird: Wir brauchen 
zusätzliche Arbeitskräfte, insbesondere im Bereich der 
medizinischen, pflegerischen sowie Erziehungsberu-
fen und im Bereich von haushalts- und familiennahen 
Dienstleistungen. Daraus erfolgt die Botschaft III: 
Wir werden alle sukzessive unsere Arbeitsweise und 
Arbeitsorganisation, aber auch unsere Arbeitsinhalte 
verändern müssen. Das betrifft unsere Arbeits- und 
Arbeitsplatzorganisation, es bietet sich die Chance der 
flexibleren Gestaltung von Arbeitszeiten, verbunden 
aber mit der Gefahr der Entgrenzung, und es eröffnen 

sich Möglichkeiten der Entörtlichung durch mobile 
Endgeräte, für alle die, die Hausbesuche und aufsu-
chende Arbeit leisten.

Gerade im Bereich der klassischen Leistungsverwal-
tung wie in verschiedenen Bereichen des Jugendamtes 
– Wirtschaftliche Jugendhilfe, Unterhaltsvorschuss-
gesetz, Bafög, Zuschussbearbeitung etc. -, aber auch 
im Sozialamt und im Jobcenter werden mittelfristig 
Anträge, Berechnungen direkt online beantragt und 
berechnet werden können. Zusätzlich kann auch das 
Widerspruchsverfahren automatisiert werden. Gleich-
zeitig erfordert das aber auch ein Mehr an Beratungs-
leistungen und wir müssen bei all unseren Planungen 
digital denken, aber auch die Option analoger Bearbei-
tung ermöglichen, denn sonst grenzen wir Menschen 
aus. Ich erwarte in diesen klassischen Verwaltungsbe-
reichen die größten und am schnellsten stattfindenden 
Umbrüche. Hier müssen wir aber aufpassen, dass 
diese Möglichkeiten mit größter Sorgfalt geplant und 

Foto: freepik | rawpixel.com
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programmiert werden, dass es nicht zu Ausgrenzungen 
kommt und dass komplexe Sachverhalte im Einzelfall 
dann auch ein Korrektiv durch menschliche Bearbei-
tung fi nden werden.

Weiterhin wird das Online-Portal Kitaplatz der Stadt 
Nürnberg demnächst erfolgreich ans Netz gehen. Aber 
sind wir im digitalen Zeitalter hier nicht mittelalterlich 
unterwegs? Warum sorgen wir nicht dafür, dass die 
einzelnen Kitas ihr konkretes pädagogischen Konzept 
einstellen und die Eltern abgefragt werden, was ihnen 
wichtig ist und wir dann gleich eine Empfehlung oder 
Zuweisung für die geeignetste Kita zurückmelden und 
uns die Vorstellungsbesuche ersparen? Auch wären wir 
durchaus schon in der Lage, auch den Erfolg und die 
Wirksamkeit in den Kitas besser zu bewerten, indem 
wir bestimmte Kind bezogene sozioökonomische und 
soziokulturelle Daten eingeben, die Umsetzung von 
Angeboten z.B. zur Sprachförderung, musischen oder 
naturwissenschaftlicher Bildung, Elternarbeit etc. in 
der jeweiligen Kita und eine Testung anhand von Indi-
katoren, die computergestützt erfolgt. Schlussendlich 
können wir damit auch die pädagogische Qualität der 
sozialpädagogischen Fachkräfte bemessen. In USA 
setzen Schulbehörden solche Assessment-Tools, z.B. 
namens IMPACT bereits ein. Lehrkräfte deren Scores 
unterhalb eines bestimmten Levels liegen, bekommen 
ein Problem.

Ein anderes Beispiel: Es wird modellhaft schon daran 
gearbeitet, dass die verschiedenen familienbezogenen 
Leistungen und erforderlichen Anmeldungen in einem 
digitalen one-stop-shop erledigt werden können, also 
von der Anmeldung im Standesamt, der Beantragung 
von Kindergeld und Erziehungsgeld usw., alles Stress-
faktoren für die junge Familie. 

Noch ein kurzer Blick auf sog. prädikative Modelle. Sie 
sind der Versuch aufgrund von Indikatoren bestimmte 
Risiken zu identifi zieren und entsprechend zu antizipie-
ren. Daraus leitet sich dann ab, welche Intervention die 
erfolgsversprechendste ist. Die Maschine wird immer 
wieder mit den Verhaltensveränderungen der Betroff e-
nen „gefüttert“, die automatisch ausgewertet werden. 
Damit optimiert sich das System ständig selbst. Ein 
solches Verfahren würde sich für frühe Hilfen, die 
ASD-Arbeit oder im Rahmen der Hilfen zur Erziehung 
eignen. Es ist viel mehr als eine elektronische Fallakte, 
denn es bewertet und beurteilt auch die Zielerreichung 
und erstellt Prognosen. Allerdings erfolgt hier eine 
Zuschreibung von bestimmten Merkmalen und so wer-
den Mechanismen der Stigmatisierung perfektioniert. 
Solche Modelle sind heute schon machbar und in den 
USA schon im Einsatz.

Vielleicht wird ja in Zukunft Erziehung und Unter-
stützung von Erziehung individuell durch Apps und 
künstliche Intelligenz gesteuert. Ich meine jetzt nicht 
die diversen Erziehungsberatungsportale, z.B. das der 
Bundeskonferenz für Erziehungsberatung e.V.  für 
Eltern und Jugendliche. Inzwischen gibt es Apps für 
Eltern, z.B. eine namens „Muse“ in Großbritannien, 
die übernimmt ganz individuell die Erziehung des 
Kindes. Man kann sie abonnieren und bekommt nicht 
nur regelmäßig die Empfehlung zum Umgang mit dem 
Kind, sondern kann auch in konkreten Situationen 
anrufen und bekommt sofort Hinweise was man am 
besten mit dem Kind tun soll. 

Wir müssen vieles klären und ich fi nde die Diskussion 
darüber ist spannend und macht Lust: Wie gehen wir 
mit den neuen Medien in Kindertageseinrichtungen 
um? Brauchen wir ein Tablett? Verbieten wir Smart-
phones in Horten? Sorgen wir ausreichend noch für die 
Entwicklung der Feinmotorik, Bewegung, Sport und 
Musik? Schließen wir uns Empfehlungen an, bei Kin-
dern unter 10 Jahren kein Smartphone? Wie erziehen 
wir unter diesen Bedingungen zum „mündigen Bür-
ger“, der die Mechanismen der die global agierenden 
Konzerne durchschaut und seine Datensouveränität 
behauptet.

Bereits diese wenigen Beispiele zeigen die Ambivalenz 
von Digitalisierung in unterschiedlichen Bereichen der 
Kinder- und Jugendhilfe und Sozialpolitik. Auf der 
einen Seite erleichtern und verbessern sie die Arbeit 
und ermöglichen für die Betroff enen mehr Chancen 
und Möglichkeiten. Auf der anderen Seite macht sich 
zu Recht ein diff uses Gefühl breit, ob und inwieweit 
es ethisch und moralisch vertretbar ist, menschliche 
Bearbeitung mit Ermessensspielräume oder perso-
nale Interaktion z.B. in Beratungsprozessen zu 
substituieren.

Reiner Prölß
referent für Jugend, Familie und Soziales der Stadt nürnberg
email: : reiner.proelss@stadt.nuernberg.de
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Impulse setzen und Mitglieder mitnehmen
Projekt „Digitalisierung gestalten“ des Paritätischen Wohlfahrtsverbands Bayern 

Zunehmend wird deutlich, dass Digitalisierung nicht 
nur die Arbeitswelt verändert, sondern tief in die Struk-
turen unserer Gesellschaft, unseres Zusammenlebens, 
der sozialen Teilhabe eindringt – und damit auch vor 
der Sozialen Arbeit nicht haltmacht. Diese Feststellung 
stand auch am Beginn des Projekts „Digitalisierung 
gestalten“, das der Paritätische Wohlfahrtsverband 
Bayern im Februar 2018 auf die Gleise setzte.

Wohlfahrtsverbände gelten nicht per se als Vorreiter 
in Sachen Digitalisierung. Wer dies allein den ge-
wachsenen Strukturen zuschiebt, unterschlägt die 
mangelnde finanzielle Unterstützung für den Bereich 
Soziale Arbeit. Viele Förderangebote auf Bundes- und 
Landesebene richten sich insbesondere an kleine und 
mittlere Unternehmen sowie Forschungseinrichtungen. 
Die Unterstützung dieser Sektoren ist wichtig und rich-
tig; in gleichem Maße sollten jedoch die Auswirkungen 
neuer Technologien im sozialen Bereich in den Fokus 
rücken, Verbände und Projekte bei der Bewältigung der 
damit verbundenen Aufgaben finanziell unterstützt und 
auch die vielen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in sozialen Berufen durch geförderte Fort- und Wei-
terbildungsangebote auf die Wandlung der Arbeitswelt 
vorbereitet werden.

Weil Wohlfahrtsverbände trotzdem – auch ohne 
staatliche Förderprogramme – den Auswirkungen der 
Digitalisierung begegnen müssen und wollen, werden 
sie proaktiv tätig. Das von der Glücksspirale geförderte 

Projekt des Paritätischen, das gerade bis Januar 2021 
verlängert wurde, setzt dabei auf drei Ebenen an: ers-
tens der Ebene der Organisation und Prozesse, zweitens 
der Ebene der inhaltlichen sozial- und fachpolitischen 
Themen und drittens der Ebene der Adressaten: unserer 
Mitgliedsorganisationen.

1. ebene: organisation und Prozesse
Die Digitalisierung wirkt nicht nur punktuell, sie 
wandelt bisher als selbstverständlich geltende Struk-
turen und Abläufe innerhalb von Organisationen. Die 
digitale Kommunikation verändert die Anforderungen 
an Ablaufprozesse und Zuständigkeiten, z.B. im Ver-
hältnis von zentraler und dezentraler Verbandsstruktur. 
Außerdem formen sich Aufgabenzuschnitte in der 
Verwaltung oder fachliche Anforderungsprofile in den 
sozialen Dienstleistungsberufen neu. Um die Beschäf-
tigten in diesem Veränderungsprozess mitzunehmen, 
ist kontinuierliche Personalentwicklung erforderlich. 
Der Verband ist hier als Arbeitgeber gefordert: Digitale 
Tools und Infrastrukturmaßnahmen verbessern die 
Möglichkeit der mobilen Arbeit und somit zu großen 
Teilen die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben 
(damit ist explizit nicht die Dauererreichbarkeit ge-
meint, die zum Beispiel Smartphones mit sich bringen). 
Der Einsatz von neuen Online-Kommunikationstools 
oder Videokonferenzen erleichtert das gemeinsame 
Arbeiten an verschiedenen Orten, verringert lange An-
fahrtswege (vor allem im Falle verhältnismäßig kurzer 

Foto: freepik | macrovector
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Meetings) - und trägt aufgrund entfallender Reisen 
gleichzeitig zu einer verbesserten Nachhaltigkeit bei. 
Damit die Digitalisierung bei allen Mitarbeitern/-innen 
und auch den Mitgliedsorganisationen ankommt, ist 
eine entsprechende Personalentwicklung durch Fort- 
und Weiterbildungen zentral: Wenn die Vorteile der 
Digitalisierung erkannt und genutzt werden und die 
notwendigen Kompetenzen vermittelt werden, erhöht 
dies die Akzeptanz und Nutzung der Mittel. 

Das Projekt hat das Thema Organisationsentwicklung 
in zwei Veranstaltungen aufgegriff en: Die Auftakt-
veranstaltung legte den Fokus auf die Auswirkungen 
der Digitalisierung auf die Soziale Arbeit insgesamt 
und auf die Veränderungen im Arbeitsmarkt sozialer 
Dienstleistungen im Speziellen (siehe BSN 2018, 
Ausgabe 4). Es wurde deutlich, dass die Digitalisierung 
insgesamt mehr Arbeitsplätze schaff t als vernichtet, 
und dass insbesondere die Tätigkeiten der Sozialen 
Arbeit – viel mehr als andere Jobs – durch den Kontakt 
von Mensch zu Mensch geprägt und darum weniger 
substituierbar sind. Zudem sollte die Digitalisierung 
immer als Mittel zur Erreichung von Zielen betrachtet 
werden, nie als Zweck per se. Abgestimmte Tools wie 
Datenbanken oder Online-Kalender können beispiels-
weise Verwaltungstätigkeiten erleichtern und Wissen 
bündeln. Die zweite Veranstaltung im Bereich Orga-
nisationsentwicklung widmete sich agilen Prinzipien 
des Managements.

Im weiteren Projektverlauf wird ein Fokus auf den 
Einsatz von digitalen Instrumenten in der verbandsin-
ternen Kommunikation gelegt, z.B. durch die Ver-
stetigung von Videokonferenzen, der Nutzung der 
Kommunikationsplattform Slack und der Einführung 
gemeinsamer Veranstaltungstools.
 

2. ebene: Sozial- und fachpolitische themen
Soziale Arbeit ist sehr vielfältig. Die Liste der sozial- 
und fachpolitischen Themen, derer sich ein Digitali-
sierungsprojekt annehmen könnte, ist entsprechend 
lang und umfassend. Hierzu zählen beispielsweise 
die Bereiche Bildung, Medienpädagogik, Altenhilfe, 
Pfl ege, Inklusion, Datenschutz, digitale Teilhabe, Bür-
gerschaftliches Engagement und Plattformökonomie, 
um nur eine Auswahl zu nennen. Deswegen lautete 
eines der (herausfordernden) Projektziele, Schwer-
punkte festzulegen.

Einer dieser Schwerpunkte lag 2018 auf dem frei-
willigen Engagement. Gemeinsam mit der Versiche-
rungskammer Stiftung organisierte der Paritätische das 
Forum Ehrenamt unter dem Motto „engagiert diskutiert 

– Digitalisierung gestalten“. Ziel der Veranstaltung war 
ein Austausch zwischen Organisationen, die bereits 
digitale Tools und Projekte bei der Gewinnung und 
Betreuung von Ehrenamtlichen nutzen, und solchen, 
die sich inspirieren lassen wollten. Knapp 100 Mit-
arbeiter/innen von Organisationen und Mitgliedern 
folgten der Einladung nach München. Zwölf Organi-
sationen und Unternehmen stellten ihre Ideen, Projekte 
und Visionen aus dem Bereich der Digitalisierung vor. 
Die Bandbreite war groß: Von selbst entwickelten oder 
genutzten Apps über den Einsatz digitaler Kommuni-
kations- und Organisationstools bis hin zu kompletten 
Vernetzungsplattformen war viel geboten. Die Paritäti-
sche Mitgliedsorganisation Condrobs präsentierte bei-
spielsweise ihre Online-Beratungsplattform, die sich 
der Lebenswelt der (überwiegend jungen) Zielgruppe 
anpasst und Klienten dort abholt, wo sie sich sowieso 
aufhalten: im Netz.

3. ebene: Mitgliedsorganisationen 
Hauptzielgruppe des Projekts sind die 800 Mitglied-
sorganisationen des Paritätischen in Bayern, die 
gleichzeitig die grundlegenden Antworten auf wichtige 
Projektfragen liefern: was sind die Herausforderungen 
der Praxis, wo werden Potenziale gesehen, wie kann 
ein Spitzenverband gemeinnützige Organisationen auf 
diesem Weg unterstützen? Die vier durchgeführten 
Veranstaltungen haben gezeigt, dass ein übergreifender 
Austausch im Paritätischen auf Landes- und Bundes-
ebene sowie den Organisationen und Vereinen an der 
Basis wichtige Erkenntnisse und Lösungen liefert. 
Da die Digitalisierung in einer immer weiter vernetz-
ten Welt die Zahl der beteiligten Akteure erhöht und 
komplexer macht, sollten auch die Antworten darauf 
ebenfalls vielschichtig und kooperativ sein. 

Jan Gerspach
Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
LV Bayern e.V.
Projektleitung „Digitalisierung gestalten“  (02/2018-03/2019)

Weitere Informationen zum Projekt „Digitalisierung 
gestalten“ unter 

www.paritaet-bayern.de/digitalisierung



14  Bayerische Sozialnachrichten 1/2019

D ig itAL i S ierung in  Der  Soz iALen  ArBe it

Bürokratie begrenzen - Chancen nutzen 
Wie wir dem Pflegenotstand entschlossen entgegentreten können

Noch schnürt uns der Pflegenotstand nicht die Luft ab, 
doch seinen Würgegriff spüren wir schon jetzt. Wenn 
nicht bald an den entsprechenden Stellschrauben ge-
dreht wird, blicken wir in den Abgrund einer handfesten 
Pflegekatastrophe. Hier sind nachhaltige Lösungen statt 
bürokratischer Unsinn gefragt. 
Die Schere klafft fortlaufend weiter auseinander, der 
demografische Wandel wirft seine Schatten voraus: 
Einer immer älter werdenden Bevölkerung stehen rück-
läufige Personalzahlen im Fachkräftesektor gegenüber. 
Und die Prognosen für die Zukunft sind alles andere als 
beruhigend, ganz im Gegenteil: Das Szenario wird sich 
in den nächsten Jahrzehnten eher verschärfen. Schon 
heute stellt der Pflegenotstand zahlreiche Einrichtun-
gen, auch die des BRK, vor große Herausforderungen 
und bringt motivierte Fachkräfte in Krankenhäusern 
und Pflegezentren an ihre Belastungsgrenzen. Eine 
Entwicklung, die nicht ohne Folgen bleibt: Überbe-
lastung führt zu krankheitsbedingten Ausfällen, perso-
nelle Fluktuation verschlimmert die Situation vor Ort, 
gleichzeitig müssen die Pflegeberufe immer noch mit 
einem Imageproblemen kämpfen. 
Das Dilemma: Obwohl im Grunde absolut krisenfest 
und mit hervorragenden Aufstiegsmöglichkeiten aus-
gestattet, verlieren die Pflegeberufe an Anziehungskraft 
für Quer- und Neueinsteiger. 
Doch müssten mit den jüngsten Reformen auf Geset-
zesebene nicht eigentlich die Grundlagen für einen 
nachhaltigen Neustart geschaffen worden sein? Jein. 
Die bisher angedachten Gesetzesänderungen sind 
zwar ein erster guter Schritt zur Bekämpfung des 
Pflegenotstands, jedoch lassen sich die von der Poli-
tik angedachten Ansätze in der Praxis nicht so ohne 
weiteres umsetzten. Immer noch sind Hilfspakete, 
Finanzierungen und anderweitige Unterstützungen an 
Auflagen gekoppelt, die sich nicht einhalten lassen. 
„Red Tape“, dieser Begriff umschreibt im Englischen 
das, wovon viele Prozesse des gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Lebens in der Praxis ausgebremst 
werden: von der Bürokratie. 
In Punkto Pflegenotstand gilt es, bürokratische Hürden 
aus dem Weg zu räumen. Sonst werden in Zukunft die 
Balken des Roten Kreuzes von schwerlöslichen Kle-
bestreifen überdeckt. Doch so berechtigt und essentiell 
viele Forderungen an die Politik auch sind, so lassen 
sich die Herausforderungen allein dadurch nicht meis-
tern. Daher bedarf es auch einem Umdenken im Roten 
Kreuz, den weiteren Akteuren im Pflegesektor und der 
Realisierung bisher ungenutzter Potenziale, um Schritt 

für Schritt einen Systemwechsel beim Thema Pflege 
herbeizuführen. 

Aufwertung des Berufsbildes
Eigentlich dürfte es gar keinen Personalnotstand in der 
Pflege geben. Die Beschäftigungsperspektiven quer 
durch die Bundesrepublik sind gut und es bestehen 
attraktive Aufstiegsmöglichkeiten. Die Pflege ist ein 
absolut krisenfester Job, der erfüllend ist, eine hohe 
Arbeitsplatzsicherheit bietet und der für viele Menschen 
sinnstiftend wirkt.       Wer sich gegen einen Pflegeberuf 
entscheidet oder beschließt, aus einem auszusteigen, tut 
dies oft, weil körperliche sowie psychische Belastungen 
zu hoch geworden sind. 
Wenn nur das liebe Geld nicht wäre. Eine intensive po-
litische Diskussion um flächendeckende Tarifverträge 
in der Pflege hat bereits auf allen Ebenen begonnen, 
die Gefahren sind schon jetzt absehbar: Flächentarif-
vertrage haben den Nachteil, Verbands- und Trägerun-
terschiede zu verwischen und berücksichtigen nicht die 
differenzierten Lebenshaltungskosten in den jeweiligen 
Regionen Deutschlands. Bei Dienstleistungen, die 
ortsgebunden sind und nicht verlagert werden können, 
ist es jedoch gerade an Standorten mit hohen Lebens-
haltungskosten wie Ballungszentren unabdingbar, 
Anreize wie beispielsweise am Mietzins festgemachte 
Lösungen zu schaffen. 
Doch auch abseits finanzieller Aspekte gilt es, den 
Pflegeberuf möglichst ansprechend zu gestalten. Eine 
der wichtigsten Maßnahmen bei der Schaffung eines 
Klimas, das dazu beiträgt, Mitarbeitende in den Einrich-
tungen zu halten, ist, auf deren Bedürfnisse einzugehen 
und Zufriedenheit zu schaffen. Bei einem Frauenanteil 
von 80 Prozent heißt dies im Klartext, dazu beizutra-
gen, dass sich Beruf und Familienleben nicht im Weg 
stehen, zumal viele beruflich Pflegende häufig selbst 
Angehörige pflegen. Daher sind verlässliche Angebote 
wie beispielsweise eine mitarbeiterorientierte Dienst-
plangestaltung unabdingbar, um mit einer „doppelten 
Pflegeaufgabe“ weiter berufstätig zu bleiben.
Pflegefachkräfte und Auszubildende zu halten, ist in 
Zeiten eines „kannibalistischen Wettbewerbs“ zwischen 
den Branchen der Kranken- und Altenpflege, aber auch 
zwischen den Verbänden, Trägern und Einrichtungen 
selbst  zu einer echten Herausforderung geworden. 
Personalgewinnungsmaßnahmen wie Abwerbeprä-
mien, Antrittsprämien oder Vermittlungszahlungen – 
inzwischen „branchenüblich“ – sind keine wirksamen 
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Instrumente, da die Mitarbeiter dadurch quantitativ 
nicht mehr werden, sondern nur innerhalb des Systems 
rotieren. Der Wettbewerb kann nur über die Qualität der 
Arbeit laufen und nicht über punktuell gezahlte Vergü-
tungen: Die Arbeitsbedingungen in der Altenpfl ege – 
von Löhnen und Gehältern über die Personalbemessung 
und die Personalschlüssel, bis zur Dienstplangestaltung 
und zur Wertschätzung der Pfl egeberufe – müssen sich 
deutlich verbessern. 

Prüfungsniveau angleichen
Wenn wir von Berufen sprechen, übersehen wir gerne 
deren grundlegendes Wesensmerkmal, nämlich dass 
diese systematisch erlernt werden wollen und meistens 
mit einem Qualifi kationsnachweis versehen sind. Die 
Ausbildung spielt insbesondere in den Pfl egeberufen 
eine zentrale Rolle, umso überraschender ist es, dass im 
Rahmen der neuen Gesetzgebung das Prüfungsniveau 
für die Altenpfl ege abgesenkt wurde. Denn Fakt ist, 
dass diese Maßnahme eine kontraproduktive Wirkung 
hat, da das Berufsbild, entsprechend den Anforderun-
gen, auf dem gleichen Niveau wie die Krankenpfl ege 
gehalten werden muss.

Akquise von ausländischem Fachkräftepersonal 
Neben dem primären Ziel, selbst Fachkräfte in Deutsch-
land auszubilden, ist die Akquise von ausländischem 
Fachkräftepersonal bereits seit Jahren Thema im ge-
samtem Deutschen Roten Kreuz. Mittels verschiede-
ner Programme und Projekte sowie der Beauftragung 
von Recruiting Organisationen wird laufend darauf 
hingearbeitet, das Personalkontingent im Pfl egesektor 
aufzustocken. Derzeit bereitet das BRK die deutschen 
Pfl egekräfte intensiv auf die Eingliederung der akqui-
rierten Pfl egekräfte vor, da die Wenigsten Erfahrungen 
haben mit interkultureller Zusammenarbeit. Was den 
Eingliederungsprozess zusätzlich bremst, sind die von 
den Bezirksregierungen vollzogenen langwierigen 
Prüfungsverfahren der Pfl egequalifi kation. Denn diese 
nehmen sehr viel Zeit in Anspruch. Eine eff ektivere 
Lösung würde hier viel bewirken. 

Abbau gesetzlicher und bürokratischer Überregulierung 
Es hat sich schon einiges bewegt bei der Bekämpfung 
des Pfl egenotstands. Doch wie so oft gestaltet sich 
die Umsetzung gesetzlicher Neuregelungen wie dem 
Pfl egepersonal-Stärkungsgesetz oder dem Pfl egeberufe-
gesetz in der Praxis als weitaus schwieriger, als die gut 
gemeinten juristischen Weichenstellungen es angedacht 
haben. Zusätzliche ordnungsrechtliche Anforderungen 
zur „Vergütungszuschlags-Festlegungen“ oder die 
„Vereinbarung nach § 132g Abs. 3 SGB V über Inhalte 

und Anforderungen der gesundheitlichen Versorgungs-
planung für die letzte Lebensphase“ mutieren zu wahren 
„Bürokratiemonstern“ der „Pfl egeverwaltung“. 
Ein weiteres Beispiel: Die Einführung der neuen „indi-
katorengestützten Qualitätsmessung“ ab Oktober 2019. 
Ein Instrument, das in fachlicher Hinsicht durchaus 
überzeugt, jedoch einen fast nicht zu stemmenden 
Schulungsaufwand für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
erfordert. Bei der ohnehin bestehenden Personalknapp-
heit aus jeder Einrichtung Mitarbeiter für Schulungstage 
von der direkten Pfl ege abzuziehen, die danach ihrerseits 
wiederum in der Einrichtung ihre Kolleginnen und Kol-
legen weiterqualifi zieren sollen, grenzt im bestehenden 
engen Zeitkorridor beinahe an einen „Pfl ege-Suizid“. 
Hier bedarf es unbedingt längerer Fristen. Zumal die 
„indikatorengestützte Qualitätsmessung“ nur ein Projekt 
unter vielen darstellt. 
Pfl egepersonal-Stärkungsgesetz, Pfl egeberufegesetz, 
Versorgung im Palliativbereich: Hochanspruchsvolle 
Prozesse mit einhergehenden Systemwechseln, die 
jedoch auch die Frage aufwerfen, wieviel Veränderung 
überhaupt gestaltbar ist. Eine komplette Ausbildungs-
landschaft muss neu organisiert werden. All dies be-
deutet eine enorme Belastung auf Einrichtungsleitung, 
Pfl egedienstleitung, Wohnbereichsleitung – die Füh-
rungskräfte werden mit einer Fülle an neuen Aufgaben 
überschüttet. 

„Vertrauenskultur“ statt „Misstrauenskultur“
Niedriges Prüfungsniveau in der Ausbildung, externe 
gesetzliche Qualitätskontrollen, bürokratische Über-
regulierung: All dies kratzt am Image eines eigentlich 
sinnstiftenden Berufsbildes. 
Wenn zu Zeiten der Schneekatastrophe, bei der überall 
Haupt- und Ehrenamtliche eingesetzt werden müssen, 
zum gleichen Zeitpunkt der MDK Bayern aber die 
Tagespfl ege auf Einhaltung der Standards prüft, dann 
kann das schon als Zumutung für die Betroff enen ge-
wertet werden.  Denn im Zeichen sich verschärfender 
Bedingungen müssen wir wieder dahin kommen, dass 
die Professionalität, mit dem entsprechenden Vertrauen 
ausgestattet wird. Dies ist unabdingbar, um Menschen 
wieder für Berufe in der 
Pfl ege zu begeistern.

Wolfgang Obermair
Stv. Landesgeschäftsführer
Bayerisches rotes Kreuz
email: obermair@lgst.brk.de



16  Bayerische Sozialnachrichten 1/2019

Petra Dettenhöfer, Kirchenthumbach 
Als Kommunal- und Landespolitikerin sowie in zahl-
reichen ehrenamtlichen Funktionen hat sich Frau 
Dettenhöfer besondere Verdienste um das Wohl der 
Bürgerinnen und Bürger im Freistaat Bayern erwor-
ben. Erste Erfahrungen als Mandatsträgerin konnte sie 
ab 1994 als Mitglied des Bezirkstags der Oberpfalz 
sammeln – hier engagierte sie sich unter anderem als 
Fraktionsvorsitzende – sowie als Mitglied des Kreistags 
im Landkreis Neustadt a. d. Waldnaab. 
Im Jahr 2008 gelang ihr für die CSU der Einzug in den 
Bayerischen Landtag, wo sie als Mitglied im Ausschuss 
für Hochschule, Forschung und Kultur, im Ausschuss 
für Soziales, Familie und Arbeit sowie im Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen verdienstvolle Arbeit 
leistete und darüber hinaus als Mitglied, stellvertretende 
Vorsitzende und Vorsitzende der Kinderkommission des 
Bayerischen Landtags Verantwortung übernommen hat. 
Frau Dettenhöfer bringt sich neben ihrem politischen 
Wirken auch in zahlreichen Vereinen und Verbänden 
ein, unter anderem in der Katholischen Arbeitnehmer-
bewegung, im Oberpfälzer Waldverein, der Paneuropa 
Union, im Sozialverband VdK sowie im Kolping-
Bildungswerk Regensburg. 

PrAx iS

39 Persönlichkeiten mit Verfassungsmedaille ausgezeichnet
Anfang Februar hat der Bayerische 
Landtag verdiente Persönlichkei-
ten mit der Verfassungsmedaille in 
Gold und Silber ausgezeichnet. Ins-
gesamt wurde sie 39 Mal vergeben, 
drei Mal in Gold, 36 Mal in Silber.

Der Bayerische Landtag will mit 
dieser Auszeichnung den Bürge-
rinnen und Bürgern unseres Landes 
Dank sagen, die sich aktiv für die 
Werte der Bayerischen Verfassung 
engagieren. Das war auch das An-

liegen des Landtagspräsidenten 
Rudolf Hanauer, als er die Medaille 
im Jahr 1961 gestiftet hat.

 Ilse Aigner händigte die Medaillen 
in einer feierlichen Zeremonie im 
Senatssaal des Bayerischen Land-
tags aus. Sie betonte die Bedeutung 
bürgerlichen Engagements für eine 
freiheitliche Demokratie und dankte 
den diesjährigen Medaillenträgern 
für ihren Einsatz. „Ihr Engagement 
zeigt in eindrucksvoller Weise: Es 

gibt vielfältige Möglichkeiten, den 
Text unserer Verfassung mit Leben 
zu erfüllen. 

In seiner Festansprache „Aus Fehlern 
lernen - von der Bamberger Ver-
fassung 1919 zur Bayerischen Ver-
fassung 1946“ erinnerte Peter Küs-
pert, Präsident des Bayerischen Ver-
fassungsgerichtshofs daran, dass 
eine Verfassung, so gut sie sein mag, 
ohne Menschen, die deren Werte 
leben, nicht von Bestand sein kann.

Hermann Imhof, nürnberg  
Herr Imhof hat sich durch sein umfangreiches poli-
tisches Engagement sehr um seine Heimat verdient 
gemacht. Der gelernte Hotelkaufmann und Betriebswirt 
war von 2003 bis 2018 Mitglied des Bayerischen Land-
tags. Zuvor war er bereits in der Kommunalpolitik aktiv 
und sieben Jahre lang Mitglied der CSU-Fraktion im 
Nürnberger Stadtrat. Daneben engagierte sich Hermann 
Imhof von 2005 bis 2017 im Landeskomitee der Katho-
liken sowie für den Familienbund der Katholiken. Sein 
ehrenamtliches Wirken umfasste darüber hinaus noch 
vielfältige andere Bereiche, darunter zum Beispiel seine 
Mitgliedschaft im Beirat des Dokumentationszentrums 
DoKuPäd in Nürnberg. Sein besonderes Augenmerk 
widmete er stets der Sozial- und Gesundheitspolitik. 
So war er Mitglied im Landesgesundheitsrat sowie im 
Verwaltungsrat des Instituts für Soziale und Kulturelle 
Arbeit in Nürnberg. Bis Mai 2018 war Hermann Imhof 
Sprecher für Arbeit, Soziales, Jugend, Familie und Inte-
gration der CSU-Landtagsfraktion. Als Patienten- und 
Pfl egebeauftragter der Bayerischen Staatsregierung 
konnte er in den vier Jahren vor seinem Ausscheiden 
aus dem Landtag viel Positives für viele Patienten und 
Pfl egebedürftige bewirken.  
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Verfassungsmedaille in gold:

inge Aures, Kulmbach / oberfranken
Jürgen W. Heike, neustadt / oberfranken 
Dr. gerd Müller, Durach / Schwaben

Verfassungsmedaille in Silber:

ekkehard Auth, Lohr am Main / unterfranken
oliver Bungers, München / oberbayern 
Petra Dettenhöfer, Kirchenthumbach/ oberpfalz
Werner Dietrich, München / oberbayern
ilse erl, München / oberbayern
gottlieb Fischer, Marktoberdorf / Schwaben
Hans Dieter Friedrich, Hollfeld / oberfranken
ursula geier, regensburg / oberpfalz
ingrid Heckner, Kastl / oberbayern
Waltraud Heiter, Fürth / Mittelfranken
Brigitte Hohlbach-Jenzen, Bayreuth / oberfranken
Viktoria Huck, nürnberg / Mittelfranken
Hermann imhof, nürnberg / Mittelfranken
Matthias Jena, München / oberbayern
Christine Kamm, Augsburg / Schwaben
Dr. Hildegard Kronawitter, München / oberbayern
Martin neumeyer, Kelheim / niederbayern
Dr. Annekathrin Preidel, erlangen / Mittelfranken
Konstanze riedmüller, Pullach / oberbayern
eberhard ritter, Würzburg / unterfranken
Bernhard roos, Passau / niederbayern
Hildegund rüger, Schneeberg / unterfranken
Johanna rumschöttel, neubiberg / oberbayern
Hanna Schertl, Vilseck / oberpfalz
Christine Schröpf, regensburg / oberpfalz
Josef Seidl, Kumhausen / niederbayern
Kathrin Sonnenholzner, Jesenwang / oberbayern
Christian Springer, München / oberbayern
Sr. M. Antonia Stegmiller oSF, Dillingen / Schwaben
Dr. Helgard van Hüllen, gaißach / oberbayern
Dr. Karl Vetter, Cham / oberpfalz
Jürgen Wallstabe, niederwinkling / niederbayern
Angelika Weikert, nürnberg / Mittelfranken
Klaus Wenzel, Schnaittach / Mittelfranken
Max Wimmer, essenbach / niederbayern
Peter Winter, Waldaschaff / unterfranken

inge Aures, Kulmbach / oberfranken

ekkehard Auth, Lohr am Main / unterfranken

Johanna Rumschöttel, neubiberg 
Frau Frau Rumschöttel, am Schlier-
see geboren und in München auf-
gewachsen, absolvierte nach dem 
Abitur zunächst eine kaufmännische 
Grundausbildung. Anschließend stu-
dierte sie Bibliothekswissenschaften 
und schlug die gehobene Beamten-
laufbahn ein. Noch während der 
Erziehungszeiten ihrer Kinder be-
gann sie ein sozialpädagogisches 
Studium. Sie wurde in den 1980er 
Jahren Leiterin der Gemeindebiblio-
thek und später des Kulturamts der 
Gemeinde Oberhaching. In dieser 
Funktion zeichnete sie sich durch 
zahlreiche Aktivitäten zur Pflege 
der heimatlichen Kultur und der 
bayerischen Tradition aus. Berufs-
begleitend bildete sie sich durch ein 
Studium im Bereich des Kulturma-
nagements weiter. Im Jahr 2000 wur-
de sie zur Ersten Bürgermeisterin 
ihrer Wohnsitzgemeinde Neubiberg 
gewählt. Nach der Wiederwahl der 
SPD-Kommunalpolitikerin 2006 

erfolgte 2008 ihre Wahl zur Land-
rätin des Landkreises München. Sie 
förderte maßgeblich die kommunale 
Entwicklung im größten bayerischen 
Landkreis und setzte dabei entschei-
dende sozialpolitische Akzente. 
Insbesondere nach ihrem altersbe-
dingten Ausscheiden aus dem akti-
ven Dienst im Jahr 2014 übte und übt 
Frau Rumschöttel zahlreiche Ehren-
ämter aus. So ist Sie Vorstandsmit-
glied der LAG Ö/F und Vorsitzende 
des Fachausschusses Asyl, Migra-
tion und Integration, Vorstandsmit-
glied der Lebenshilfe Landesver-
band Bayern und des Bayerischen 
Roten Kreuzes (Kreisverband Mün-
chen) sowie Beiratsmitglied des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
(Landesverband Bayern). Bis 2018 
war sie Vorsitzende der Lebenshilfe 
München e.V., des Katholikenrats 
der Region München und des Volks-
bundes Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge München und Land. 

Die Landtagspräsidentin Ilse Aigner (rechts) zeichnete verdiente Persönlichkeiten des 
Freistaats mit der Verfassungsmedaille aus. Unser Foto zeigt Sie mit Johanna Rumschöttel.               

Alle Fotos: Rolf Poss

Die Landtagspräsidentin Ilse Aigner (rechts) zeichnete verdiente Persönlichkeiten des 
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Dr. Hildegard Kronawitter, 
München  

Nach ihrer kaufmännischen Aus-
bildung und einem späteren Stu-
dium der Volks- und Betriebswirt-
schaftslehre promovierte Frau Dr. 
Kronawitter in Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte. Seit 1969 SPD-
Mitglied vertrat sie ihre Partei von 
1998 bis 2008 als Abgeordnete im 
Bayerischen Landtag, wo sie unter 
anderem als stellvertretende Vorsit-
zende im Ausschuss für Wirtschaft, 
Verkehr und Technologie sowie als 
wirtschaftspolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion tätig war. 
Frau Dr. Kronawitter hat sich darü-
ber hinaus auch im ehrenamtlichen 
Bereich nachhaltig für den Zusam-
menhalt in der Gesellschaft enga-
giert. So hat sie sich als Vorsitzende 
des Vereins für Fraueninteressen 
erfolgreich für die Gleichstellung 
von Frauen stark gemacht. Als Mit-
glied der Katholischen Akademie 
in Bayern setzte sie sich stets für 
die Stärkung der historisch-politi-
schen Bildung ein, ein Anliegen, 
das sie auch als Vorsitzende der 
Weiße-Rose-Stiftung immer kraft-
voll vertreten hat. Ihr langjähriger 
Einsatz für das Bayerische Rote 
Kreuz, zuletzt als Vorsitzende des 
Kreisverbandes München, und ihr 
Amt als Diözesanvorsitzende des 
Sankt Michaelbundes zeigen zudem 
die enorme Vielfalt ihres Wirkens für 
die Menschen in ihrer Heimat.  

Angelika Weikert, 
nürnberg

Frau Weikert bringt sich seit vielen 
Jahren in verschiedenen Gremien 
auf kommunalpolitischer sowie auf 
landespolitischer Ebene ein und 
engagiert sich in vielfältiger Art 
und Weise ehrenamtlich für den 
Zusammenhalt unserer Gesellschaft. 
Bereits seit Ende der 1970er Jahre 
politisch engagiert, war sie von 
1990 bis 2003 Mitglied des Nürnber-
ger Stadtrats und dort einige Jahre 
auch stellvertretende Vorsitzende 
der SPD-Fraktion. 
2003 wurde Frau Weikert als Abge-
ordnete in den Bayerischen Landtag 
gewählt und brachte sich in der 
Folge in verschiedenen Ausschüssen 
ein, insbesondere war sie von 2013 
bis 2016 stellvertretende Vorsit-
zende des Ausschusses für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration. Sozialpolitische The-
men liegen ihr auch in ihrem ehren-
amtlichen Engagement besonders 
am Herzen. So ist Frau Weikert 
Vorsitzende des Vereins „Wohnge-
meinschaft für Flüchtlingskinder 
e.V.“, ehrenamtliche Präsidentin 
des AWO-Kreisverbands Nürnberg, 
Vorstandsmitglied des Förderver-
eins Unabhängige Patientenbera-
tung Nürnberg e.V., Vorsitzende 
des Kuratoriums Hospiz- und Palli-
ativstiftung Nürnberg sowie aktives 
Mitglied in zahlreichen weiteren 
Vereinen.

Kathrin Sonnenholzner,
Jesenwang 

Bereits seit ihrem Studium der Ro-
manistik und der Medizin in Grenob-
le, Brüssel, Aachen und München 
engagiert sich Kathrin Sonnenholz-
ner politisch. So war sie zunächst im 
Gemeinderat ihrer Heimatgemeinde 
Jesenwang tätig, dem sie mehr als 
zehn Jahre lang angehörte. Seit 2002 
ist Frau Sonnenholzner darüber hi-
naus Mitglied des Kreistags des 
Landkreises Fürstenfeldbruck, wo 
sie zwischen 2005 und 2014 auch 
als Sprecherin der SPD-Fraktion 
vorstand. 2003 wurde sie erstmals 
in den Bayerischen Landtag gewählt, 
dem sie drei Legislaturperioden 
lang angehörte, und in dem sich die 
approbierte Ärztin insbesondere 
sozial- und gesundheitspolitischen 
Themenstellungen widmete. 
Von 2013 bis 2018 war sie Vor-
sitzende des Ausschusses für Ge-
sundheit und Pfl ege, ebenso hatte 
sie den stellvertretenden Vorsitz 
des Landesgesundheitsrats inne. 
Darüber hinaus engagiert sich Frau 
Sonnenholzner bereits seit vielen 
Jahren in zahlreichen Ehrenäm-
tern für gesellschaftliche Themen 
und den demokratischen Zusam-
menhalt. So ist sie stellvertretende 
Vorsitzende der Arbeiterwohlfahrt 
Bayern, Mitglied des Vereins „Ge-
gen Vergessen – für Demokratie“ 
sowie des Katholischen deutschen 
Frauenbunds KdFB.  

www.bayern.landtag.de/aktuelles/verfassungsmedaille/01022019-verassungsmedaille/
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ekkehard Auth, Lohr am Main  
Seit über vier Jahrzehnten setzt sich 
Herr Auth in vielfältiger Weise für 
Menschen mit Behinderung ein. Sei-
nem unermüdlichem Einsatz ist es zu 
verdanken, dass seine Heimatregion 
über ein hervorragend funktionie-
rendes Netzwerk zur Unterstützung 
und Förderung von Menschen mit 
Behinderung verfügt. 
 

Werner Dietrich, München  
Seit über 20 Jahren liegt der Schwer-
punkt seiner Anwaltsarbeit im Be-
reich „nationale und internationale 
Aspekte des Migrationsrechts“ und 
ihre juristische und politische Ge-
staltung. 

ilse erl, München 
Frau Erl gründete eine Stiftung zur 
Förderung, Ausbildung und Be-
treuung von behinderten sowie be-
gabten, aber bedürftigen Kindern, 
Jugendlichen und jungen Erwach-
senen. Durch ihr Engagement für 
sehbehinderte, blinde und mehrfach-
behinderte Kinder und Jugendliche 
wirkt Frau Erl im Sinne einer soli-
darischen und menschlichen Gesell-
schaft überaus segensreich. 
 

ursula geier, regensburg  
Seit 2005 engagiert sich Frau Geier 
ehrenamtlich in der Lebenshilfe 
Regensburg. Es ist ihr ein Herzens-
anliegen, dass Menschen mit kogni-
tiver Beeinträchtigung ein normales 
Leben mitten in der Gesellschaft 
führen können. 
  

Waltraud Heiter, Fürth  
Seit vielen Jahren ist Frau Heiter im 
Bayerischen Roten Kreuz aktiv, wo 
sie mit Tatkraft und innovativen Ide-
en positive Impulse setzen konnte. 
Darüber hinaus ist sie im Resozia-

lisierungsgefängnis Erlangen tätig 
und betreut Gefangene nach ihrer 
Entlassung.
 

Brigitte Hohlbach-Jenzen, Bayreuth 
Frau Hohlbach-Jenzen engagiert 
sich in vielfältiger Weise für das 
Allgemeinwohl und kümmert sich 
um Menschen, die besonderer Un-
terstützung bedürfen. Mit ihrem 
vorbildlichen Einsatz hat sie sich 
große Verdienste erworben.  
 

Viktoria Huck, nürnberg 
Seit Jahrzehnten engagiert sich Frau 
Huck in zahlreichen ehrenamtlichen 
Funktionen im kulturellen, sozialen 
und kirchlichen Bereich für ein ge-
lingendes und solidarisches Mitein-
ander in unserer Gesellschaft. Frau 
Huck bringt in alle ihre Ehrenämter 
viele neue Impulse und Ideen ein 
und setzt sich entschlossen für deren 
Realisierung ein.  
 

Christine Kamm, Augsburg 
Frau Kamm engagiert sich seit über 
drei Jahrzehnten in politischen sowie 
in zahlreichen Ehrenämtern mit gro-
ßem Einsatz für die Gemeinschaft. 
Frau Kamm hat sich durch ihr viel-
fältiges Wirken in besonderer Weise 
um ihre Heimat verdient gemacht.   
 

Martin neumeyer, Abensberg 
Herr Neumeyer hat sich durch sein 
langjähriges politisches und sozi-
ales Engagement große Verdiens-
te erworben. Seit 2016 ist Herr 
Neumeyer Landrat des Landkreises 
Kelheim.

Konstanze riedmüller, Pullach 
Frau Riedmüller engagiert sich seit 
vielen Jahren für die Belange von 
Menschen mit Behinderung. Mit 
unermüdlichem Einsatz und einer 

außerordentlichen Sensibilität für 
die speziellen Bedürfnisse von Men-
schen mit Behinderung tritt Frau 
Riedmüller für das Thema Inklusion 
und soziale Teilhabe ein. 

Bernhard roos, Passau 
Herr Roos setzt sich mit seinen 
Ehrenämtern für viele Menschen 
ein, die sozial benachteiligt sind, 
und macht sich um die Werte der 
Bayerischen Verfassung in hohem 
Maße verdient.
   

Hanna Schertl, Vilseck
Hanna Schertl leistet seit vielen Jah-
ren Außerordentliches im Bereich 
der Pflege. Es ist ihr ein großes 
Anliegen,  die schwierige Situation 
pflegender Angehöriger zu verbes-
sern. Damit setzt sie sich nachhaltig 
für die Werte der Bayerischen Ver-
fassung ein.
  

Christian Springer, München
Der Kabarettist Christian Sprin-
ger bereichert seit vielen Jahren 
die kulturelle Landschaft Bayerns 
durch sein künstlerisches Schaf-
fen und ist in besonderem Maße 
humanitär engagiert. Besonders 
hervorzuheben ist zudem das große 
Engagement von Herrn Springer im 
Nahen Osten. 

Sr. M. Antonia Stegmiller oSF, 
Dillingen a.d. Donau

Schwester Antonia Stegmiller wid-
met sich seit Jahrzehnten mit großem 
professionellen und persönlichen 
Einsatz dem Wohl von Menschen 
mit Behinderung. Mit diplomati-
schem Geschick und dank ihres 
kämpferischen wie charmanten Cha-
rakters gelang es ihr, Unterstützung 
für die Anliegen der Menschen mit 
Behinderungen zu akquirieren.

PrAx iS

Die Verfassungsmedaille in Silber haben erhalten: 
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Hartz IV – nicht mit mir!
Hartzopoly an den Mittelschulen zur Vermeidung von frühzeitigem Hilfebezug

Pascal sitzt gelangweilt in der letzten 
Reihe. Marie-Luise ist eher neugie-
rige was nun passiert. 

An der Tafel bauen Traudl Köhler 
und Andreas Baumann vom Job-
center das Plakat auf. „Hatzopoly“ 
– bei einigen Schülern ist die Neu-
gierde dann schon geweckt. Andere 
unterhalten sich noch leise mit den 
Tischnachbarn. 

Nach einer kurzen Vorstellung geht’s 
gleich los. „Wer von euch kennt die 
Serie Berlin Tag und Nacht?“ ist die 
erste Frage. Zögerlich melden sich 
die ersten. Jeder kennt die Serie in 
welcher großflächig Tätowierte, von 
RTL gesponserte Protagonisten, in 
gestylten Berliner Lofts versuchen 
irgendwie den Tag rumzubringen 
ohne zuzugeben, dass sie eigentlich 
keine Arbeit haben und von Hartz 
IV leben. 

Und damit hat das Jobcenter die 
Aufmerksamkeit gewonnen. Auch 
Pascal in der letzten Reihe ist wieder 
aufgewacht. 

Hartzopoly: 
Was verbirgt sich dahinter. 

Im Alltag von Köhler und Baumann 
behaupten immer wieder Jugendli-
che dass es für sie ein Ziel sei, zu 
„hartzen“. Diese Aussagen konn-
ten natürlich nicht hingenommen 
werden. Und so wurde die Idee 
geboren, dass es den Jugendlichen 
schon frühzeitig klargemacht wer-

den muss, was Hartz IV eigentlich 
ist und nichts mit den fast schon 
heroisierten Gestalten im Hartz IV-
Fernsehen zu tun hat. 
In Zusammenarbeit mit dem Arbeits-
kreis „SchuleWirtschaft“ wurden 
Kontakte zu Lehrern der Mittelschu-
len hergestellt, um Zugang zu den 
Mittelschulen erhalten zu können. 
Nach anfäng-lichen Versuchen das 
Thema einfach nur durch Frontal-
unterricht zu vermitteln, wurde ein 
ansprechenderes Format entwickelt. 
In Anlehnung an ein bekanntes Ge-
sellschaftsspiel dessen Ziel die An-
häufung von Reichtümern ist, ist das 
Ziel von Hartzopoly mit dem vor-
handenen, ziemlich wenigen Geld 
über die Runden zu kommen. Dazu 
wird den Schülern erst mal vorge-
rechnet wie sich die Leistungen des 
Sozialgesetzbuchs II, (Erkenntnis: 
Verwenden Sie nie diesen Begriff. Es 
ist die Garantie dafür, dass die Schü-
ler das Interesse verlieren. Hartz IV 
genügt) zusammensetzen. 
Die sich errechneten 874,- Euro 
werden dann an einen Freiwilligen 
mit Spielgeld ausbezahlt, in Ihre 
Bestandteile zerlegt und den Ju-
gendlichen klargemacht für was das 
Geld verwendet werden muss. (Er-

Das Spielfeld

PrAx iS

Ereigniskarten
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kenntnis: Die Jugendlichen haben 
nur wenig Ahnung was das Leben 
kostet.) Dazu wird bei jedem Spiel-
feld die vorgegebene Summe vom 
Spielgeld wieder eingezogen. Der 
Freiwillige, meist aus der ersten Rei-
he übernimmt die imaginäre Rolle 
des Hartz IV-Empfängers und muss 
mit dem Geld haushalten. Damit die 
Felder nicht übersprungen werden 
können, hat der Würfel nur 1er. Dies 
symbolisiert auch die Tatsache, dass 
es im Jobcenter keine 6er gibt. 
Da gleich zu Beginn die Miete abge-
zogen wird, bleiben noch 424,- € üb-
rig. Und davon geht die Diskussion 
gleich darüber wie viel man im Mo-
nat für Lebensmittel braucht. Direkte 
Fragen an die Schüler bringen oft die 
unmöglichsten Antworten über die 
Höhe der Ausgaben für Lebensmittel 
hervor. Schon zu Beginn der Stunde 
wird somit deutlich, dass es sich von 
den vorgesehenen 148,- Euro  nicht 
im Überfl uss leben lässt. 
Aber schon öffnet sich die erste 
Vermittlungskarte. Köhler Traudl 
erklärt in wirklich deutlichen Wor-
ten, dass es die Pfl icht von jedem 
Leistungsempfänger ist sich eine 
Arbeit zu suchen. Und zwar schnell! 
Zu den besonderen Höhepunkten des 
Unterrichts zählt immer noch der 
Betrag für Bekleidung und Kommu-
nikation, sprich Handys. Schon die 
einfache Frage wie viel die Turn-
schuhe von Nike wohl gekostet ha-
ben, lässt die Schüler erahnen, dass 
die Verbindung von teuren Schuhen 
und Hartz IV wohl eher nicht zum 
gewünschten Ergebnis führt. Bei 
den Handyrechnungen übersehen 
die meisten, dass sie sich kostenlos 
im WLAN der Eltern rumtummeln. 
Mit eigenem Festnetz ist der mtl. 
zur Verfügung stehende Betrag von 
40,- Euro nicht mehr kostendeckend. 
Schließlich wird auch noch die Er-
eigniskarte „Bewerbung nicht ge-
schrieben“ aufgedeckt. Dann wer-
den die Konsequenzen aus diesem 
Verhalten, also insb. die Sanktionen 
erläutert. Die Tatsache, dass es bei 
ständiger Verweigerung bis zum 

Traudl Köhler und Andreas Baumann im Unterricht

PrAx iS

Entzug aller Leistungen gehen kann 
sorgt für Nachdenklichkeit. 
Am Ende der Stunde, erfahrungs-
gemäß wird so viel diskutiert, das 
ein pünktliches Ende eher unwahr-
scheinlich ist, ist zumindest bei ei-
nem Großteil der Schüler die Er-
kenntnis entstanden, später nicht 
Hartzer zu werden und sich durch 
eigene Arbeit ein selbstbestimmtes 
Leben zu schaff en. Pascal ist nicht 
eingeschlafen und Marie-Luise stellt 
immer noch Fragen.
Die eineinhalb Stunden sorgten 

trotz, oder vielleicht wegen dem oft 
lustigen, aber auch nachdenklichen 
Geschichten und Fakten, für eine 
nachhaltige Motivation sich seinen 
Lebensunterhalt selbst zu verdienen. 
Köhler und Baumann hoff en darauf, 
dass der Großteil der Schüler, spä-
ter nicht als Kunden im Jobcenter 
auftaucht. 
Die Druckvorlagen für das Spiel 
können direkt bei Andreas Baumann 
im Jobcenter Bad Tölz-Wolfratshau-
sen telefonisch angefordert werden 
(08041 7854 360).

- Anzeige -
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LAg F/W

Freie Wohlfahrtspflege setzt 2019 Schwerpunkte auf Pflege, integration und ehrenamt

BRK-Vizepräsidentin Meyer: Zusätzliches Personal muss auf Fachkraftquote angerechnet werden
Diakoniepräsident Bammessel sieht noch großen Bedarf bei Armutsbekämpfung

Das Bayerische Rote Kreuz (BRK) 
hat für das Jahr 2019 turnusgemäß 
die Federführung in der Landesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege in Bayern (LAG FW) 
übernommen. Die Vizepräsidentin 
des BRK, Brigitte Meyer, übernahm 
den Vorsitz von Pfarrer Michael 
Bammessel, Präsident des Diakoni-
schen Werks Bayern.
Bei einem Pressegespräch Ende Ja-
nuar, stellte Meyer wichtige Forde-
rungen der Wohlfahrtsverbände im 
Bereich Pflege und Integration vor. 
Die BRK-Vizepräsidentin kritisierte 
das vom Bundesgesundheitsminis-
terium eingeführte Pflegepersonal-
Stärkungsgesetz, das seit Jahres-
beginn gilt. Nur neu eingestellte 
Pflegefachkräfte würden ab 1.1.2019 
finanziert, nicht aber Pflegekräfte, 
die bereits im Herbst 2018 einge-
stellt wurden. Diese zusätzlichen 
Pflegekräfte dürften auch nicht in die 
Berechnung der Fachkraftquote ein-
bezogen werden und erhöhten letzt-
lich die Fachkraftquote in Bayern. 
„Wir fordern die Anerkennung 
aller über den Pflegesatz hinaus 
beschäftigten Pflegefachkräfte als 
‚zusätzliche Pflegekräfte‘ und die 
Rücknahme der Festlegung, dass 
die ‚zusätzlichen Pflegefachkräfte‘ 
bei der Berechnung der 50-Prozent-
Fachkraftquote nicht mit einbezogen 
werden dürfen“, sagte Meyer. 
Im Blick auf das Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz forderte Meyer bei 
der Anwerbung ausländischer Fach-
kräfte unkomplizierte und schnelle 
Verfahren. Die Visaerteilung und 
die Verfahren zur Prüfung der Un-

terlagen dauerten viel zu lange. So 
müssten noch eine ganze Reihe von 
Hürden abgeschafft werden, zum 
Beispiel die Altersbeschränkung 
von 25 Jahren bei Beginn der Aus-
bildung. Das BRK setze sich für den 
Zugang aller zu Ausbildungsmög-
lichkeiten ein, insbesondere wenn 
unklar ist, ob die Personen ausreisen 
müssen oder können.
Beim Thema Integration sehen die 
Wohlfahrtsverbände durch die Ein-
richtung von Ankerzentren eine Ver-
schlechterung der Geflüchteten in 
vielerlei Hinsicht, so führten etwa 
die hohe Konzentration von Geflüch-
teten und die lange Verweildauer zu 
mehr Konflikten und mehr Polizei-
einsätzen. Besonders schutzbedürfti-
ge Personen, wie kranke Menschen, 
Frauen und Kinder, würden häufig zu 
spät identifiziert und mangelhaft be-
rücksichtigt. Auch das Kindeswohl 
sei unter den Bedingungen extrem 
gefährdet. Die BRK-Vizepräsidentin 
begrüßte die Finanzierung einer bun-
desweiten Verfahrensberatung, wies 
aber darauf hin, dass diese Beratung 
unbedingt behördenunabhängig er-
folgen müsse.
„Bürgerschaftliches Engagement 
und Ehrenamt sind ganz starke Säu-
len unserer Gesellschaft“, betonte 
Meyer. Dies habe sich gerade kürz-
lich wieder in der „Schneekatastro-
phe“ gezeigt. Das Miteinander von 
Ehrenamt und Hauptamt zähle zu 
den größten Stärken der Wohlfahrts-
verbände. 
Die Palette des Engagements sei 
bunt gefächert – von der Kinder- und 
Jugendarbeit bis zu den Hospizver-

einen und der Seniorenarbeit. Das 
BRK wolle in diesem Jahr die ganze 
Bandbreite des ehrenamtlichen En-
gagements in den Blick der öffentli-
chen und politischen Wahrnehmung 
rücken.
Der Präsident des Diakonischen 
Werks Bayern, Michael Bammessel, 
zog eine positive Bilanz der Arbeit 
der Wohlfahrtsverbände im vergan-
genen Jahr. Der Schwerpunkt auf 
„Armut im reichen Bayern“ habe mit 
vielen regionalen Veranstaltungen 
und der bayerischen Armutskonfe-
renz im Sommer 2018 in München 
die Armutsproblematik in den Blick 
von Politik und Öffentlichkeit ge-
rückt. „Es kann heute niemand mehr 
behaupten, es gäbe diese Probleme 
in Bayern nicht“, so Bammessel. 
Das Programm des ersten Kabinetts 
unter Söder habe im Frühjahr mil-
liardenschwere Pakete für soziale 
Maßnahmen wie Familiengeld und 
Pflegegeld enthalten. Es sei jedoch 
ein „Trauerspiel“, dass die Frage 
nach der Anrechnung des Familien-
geldes auf Hartz IV oder Sozialhilfe 
zwischen Berlin und München auf 
dem Rücken der Bedürftigen ausge-
tragen würde. Insgesamt bleibe die 
Armutsfrage im neuen Koalitions-
vertrag eher ein Randthema. „Wir 
können nur hoffen, dass sich die 
Staatsregierung über den Koalitions-
vertrag hinaus auch ambitionierte 
Ziele für die Armutsbekämpfung 
setzt“, so der Diakoniepräsident.

Ansprechpartner:
Wolfgang Obermair

Stellv. Landesgeschäftsführer
Bayerisches Rotes Kreuz

Tel.: 089-9241-1230



23Bayerische Sozialnachrichten 1/2019

eine Wohnungslosenstatistik ist ein Muss, keine option
Arbeiterwohlfahrt. Mit 289 laufen-
den Erhebungen ist das Bayerische 
Landesamt für Statistik laut eigenen 
Angaben beauftragt. Bevölkerung, 
Wirtschaft, Bildung und Steuern 
zählen zu den breit gefächerten Be-
reichen. Einkommen und Verbrauch, 
ein weiteres Thema, das statistisch 
beleuchtet wird, enthält beispielswei-
se Angaben über die „Wohnsituation 
privater Haushalte, ihre Ausstattung 
mit ausgewählten Gebrauchsgütern 
sowie über die Einnahmen und Aus-

gaben der Haushalte“. Allerdings 
gibt es in diesem Zusammenhang 
keine Informationen zur Zahl der 
wohnungslosen Menschen im Frei-
staat, wo und wie sie warum leben.
Dabei handelt es sich nicht um ein 
Versäumnis des Landesamts. Jede 
Statistik wird auf der Grundlage ei-
ner gesetzlichen Vorschrift erhoben; 
nicht umsonst gelten die Erhebun-
gen als wichtige Entscheidungshilfe 
für die Politik. Für die regelmäßige 
amtliche Erfassung derjenigen, die 
keine oder keine angemessene eigene 
Wohnung haben, gibt es hierzulande 
allerdings keinen Auftrag des Frei-
staats. Und es wird ihn in Bayern 
wohl auch so schnell nicht geben. 
Im Sozialausschuss des Bayerischen 
Landtags ist jüngst mit den Stimmen 
der beiden regierenden Fraktionen 
CSU und Freie Wähler ein Antrag 
der Grünen-Fraktion, in dem die 
Einführung einer amtlichen Woh-
nungslosenstatistik gefordert wird, 
abgelehnt worden. Man wolle lieber 
Geld in gezielte Projekte stecken, 

statt es für „Statistiken zu verbren-
nen“ hieß es aus den Reihen der 
Freien Wähler. Eine sicherlich denk-, 
wenn nicht gar fragwürdige Aussage 
angesichts der 289 Statistiken, die 
auf Geheiß des Gesetzgebers zurzeit 
bereits erhoben werden.
Auf jeden Fall ist es eine nicht 
nachvollziehbare Aussage. Gerade 
ein solches Zahlenwerk, das bei-
spielsweise nach Geschlecht, Alter 
sowie Grund, Art und Dauer der 
Wohnungslosigkeit differenziert und 

aktualisiert, wäre wichtig, um Ange-
bote zur Bekämpfung, aber auch zur 
Verhinderung von Wohnungslosig-
keit gestalten zu können. Genau das 
macht Nordrhein-Westfalen, bis dato 
das einzige deutsche Bundesland, 
das eine solche Statistik führt. 
Dort erfüllt die Statistik keinen 
Selbstzweck, ist alles andere als „ver-
branntes Geld“. Vielmehr werden die 
Daten analysiert und Erkenntnisse 
daraus werden Praktiker*innen of-
fengelegt. Beispielsweise ist NRW 
in der Vergangenheit zu dem Schluss 
gelangt, weibliche Wohnungslose 
würden mit den bestehenden Einrich-
tungen zu wenig erreicht, weil viele 
Frauen nicht mit Männern unterge-
bracht werden möchten. Ergo nahm 
man sich vor, mehr Angebote für die 
Zielgruppe zu schaffen. Auch die 
Entscheidung für mehr präventive 
Projekte wurde anhand der Statistik 
gefällt.
Es gehört zweifelsohne politischer 
Mut dazu, eine amtliche Wohnungs-
losenberichterstattung einzuführen, 

denn dieses Instrument offenbart 
unweigerlich, wo der Sozialstaat 
schwächelt, wo ihm soziale Integra-
tion nicht gelingt, wo die Schere zwi-
schen Arm und Reich auseinander-
klafft. Und sie zeigt auf, was getan 
werden müsste, um diese Schieflage 
zu korrigieren. Derlei Ergebnisse 
sollten ungeschönt in den Sozialbe-
richt jedes Bundeslandes und auch 
der Bundesrepublik fließen.
Es ist natürlich einfacher, wie es 
die Bayerische Staatsregierung à la 
Vogel Strauß-Manier tut, die Armuts-
berichterstattung im Sozialbericht 
zu marginalisieren und verlässliche 
Zahlen zu Menschen ohne adäquaten 
Wohnraum auf gelegentliche, metho-
disch nicht gesicherte Stichtagserhe-
bungen zu beschränken. Aber es ist 
nicht ehrlich, denn auch diese statis-
tischen Ausschnitte offenbaren, dass 
es auch im reichen Bayern Menschen 
ohne eigenes Zuhause gibt. Das kann 
sehen, wer mit offenen Augen durch 
die Städte des Freistaats geht, und 
das erfährt, wer mit Praktiker*innen 
spricht, die von Menschen wissen, 
die zu lange in Notunterkünften oder 
auf fremden Sofas schlafen. 
Wohnungslosigkeit kann viele Men-
schen treffen: Sogenannte Tagelöh-
ner aus Südosteuropa, Menschen mit 
Schulden, Rentner*innen, die wegen 
Eigenbedarfs aus ihrer Wohnung 
geklagt werden, Migrant*innen, 
kinderreiche Familien. Es muss der 
Staatsregierung wert sein, zu erfah-
ren, wie viele Menschen betroffen 
sind. Eine amtliche Wohnungslo-
senstatistik ist also ein Muss, keine 
Option.

Prof. Dr. Thomas Beyer
Landesvorsitzender der 

Arbeiterwohlfahrt in Bayern

M i t g L i e D S o r g A n i S A t i o n e n

Foto: pixabay geralt
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Jahrespressekonferenz der Diakonie Bayern: 
zuwanderungspolitik ist „teils ängstlich und restriktiv und erschwert die integration“. 
Weitere themen: Wohnungsnot und stationäre Pflege. 

Diakonie. Als „teils ängstlich und 
restriktiv“ hat der Präsident der Di-
akonie Bayern, Michael Bammessel, 
die deutsche Zuwanderungspolitik 
bezeichnet. Auf der heutigen Jah-
respressekonferenz der Diakonie 
Bayern in Nürnberg sagte er: „Das 
geplante Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz (FEG) enthält gute Ansätze 
– aber auch leider viele Hürden. 
Hier wünsche ich mir mehr Mut und 
weniger Halbherzigkeit.“

Das FEG, das sich momentan im 
parlamentarischen Verfahren befin-
det, soll eine verbindliche Regelung 
für die Zuwanderung in den bundes-
deutschen Arbeitsmarkt ermögli-
chen. Damit werde, so Bammessel, 
auch eine alte Forderung der Diako-
nie und anderer Verbände aufgenom-
men. Er begrüße daher ausdrücklich, 
dass es zukünftig möglich sein solle, 
nicht nur EDV-Fachkräfte, sondern 
auch Pflegefachkräfte nach Deutsch-
land zu holen. Die sollen zukünftig 
bereits zur Arbeitsplatzsuche nach 
Deutschland kommen können, und 
nicht erst dann, wenn sie bereits 
einen Vertrag in der Tasche haben. 
„Solche Lösungen brauchen wir 
dringend. Denn wir werden der 
Fachkräfte-Lücke, die wir bereits 
jetzt in der Pflege spüren, nur be-
gegnen können, wenn wir aus dem 
Ausland in großer Zahl Pflegekräfte 
nach Deutschland holen.“ 

Das FEG hat nach Ansicht der Di-
akonie Bayern – trotz einiger posi-
tiver Ansätze – aber noch zu viele 
Hürden. So müssen Ausbildungs-
platzsuchende Sprachkenntnisse, 
einen Hochschulabschluss sowie die 
Sicherung ihres Lebensunterhaltes in 
Höhe des BAFÖG-Satzes nachwei-
sen können. Gleichzeitig ist ihnen 

jedoch jegliche Erwerbstätigkeit, 
etwa um den Lebensunterhalt  zu 
finanzieren, untersagt. Bammessel: 
„Mit anderen Worten: Sie müssen 
zu Hause Deutsch gelernt haben, 
das Abitur oder einen vergleichbaren 
Abschluss und wohlhabende Eltern 
haben.“ Der vorliegende Gesetzent-
wurf sei an vielen Stellen noch von 
der Angst geprägt, die „Tür zu weit 
aufzumachen.“

Ähnlich bewertet Bammessel das 
„Gesetz über Duldung bei Ausbil-
dung und Beschäftigung“, mit dem 
der Zugang zum Arbeits- und Be-
schäftigungsmarkt für Menschen mit 
einer Duldung geregelt werden soll. 
Auch hier müssen die Betroffenen 
hohe Hürden überwinden. Dazu zäh-
len Sprachkenntnisse und eine ge-
klärte Identität sowie eine sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung 

von mindestens 35 Stunden. „Wenn 
ein Mitarbeiter von uns nur mit 30 
Stunden beschäftigt wird, weil er in 
der übrigen Zeit seine Sprachkennt-
nisse verbessen soll, hat er zukünftig 
keine Chance auf eine Beschäfti-
gungsduldung mehr.“ Bammessel 
weiter: „Durch diese ängstliche und 
restriktive Politik wird die Integra-
tion vieler hier lebenden Menschen 
erschwert. Und wir schaden damit 
nicht nur diesen Menschen, sondern 
auch unserem Land.“ 

Um den Mangel an Wohnungen in 
Deutschland effektiv zu bekämp-
fen, fordert die Diakonie in Bayern 
die Einführung einer verbindlichen 
Förderquote für sozial geförderten 
Wohnraum. Wolfgang Janowsky, 2. 
Vorstand der Diakonie in Bayern, 
betonte in Nürnberg: „Damit kann 
kurzfristig Wohnraum auch für arme 
und sozial benachteiligte Menschen 
geschaffen werden.“ Zwar würden 
manche Kommunen – Janowsky 
nannte Nürnberg als Beispiel – be-
reits mit solchen Quoten arbeiten. 
Dies ist bislang in der Regel jedoch 
auf Grundstücke beschränkt, die 
sich im Eigentum der Gemeinde 
befinden. „Eine entsprechende Aus-
weisung im Bebauungsplan unter-
bleibt häufig, um Investoren nicht 
zu verschrecken.“

Janowsky zufolge könnten mit ei-
ner entsprechen Förderquote die 
Lasten des sozialen Wohnungsbaus 
auf mehrere Schultern verteilt wer-
den: „Die Förderung übernimmt der 
Staat, die Kommune modifiziert die 
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Integration durch Partizipation:
Paritätischer in Oberbayern nimmt 

geflüchtete Frauen besonders in den Blick
„Dreifach benachteiligt?“ – so lau-
tet der Titel einer OECD-Studie 
vom August 2018, die die Integ-
ration geflüchteter Frauen unter-
suchte. In Deutschland verlaufe 
die Integration der Frauen deutlich 
langsamer als die der Männer. So 
brauchen sie beispielsweise deut-
lich länger, eine Arbeit zu finden, 
so die Studie. Ein Grund liege 
darin, dass Frauen seltener an In-
tegrationsmaßnahmen teilnehmen 
als Männer.  

Hier setzt das Projekt „Integration 
durch Partizipation“ des Paritä-
tischen Bezirksverbands Ober-
bayern an. Ziel ist es geflüchteten 
Frauen in München mehr Teilhabe 
zu ermöglichen.

Viele der jungen geflüchteten Frau-
en die in München angekommen 
sind, haben eine lange Flucht hin-
ter sich. Trotz der traumatischen 
Fluchterlebnisse haben die jungen 
Frauen es geschafft in Deutsch-
land anzukommen. Sie wollen sich 
einbringen und andere Menschen 
außerhalb der Einrichtung treffen.

Jedoch sehen einige der Frauen 
keine Lebensperspektiven, wissen 
oft nicht was es braucht, um eine 
Beschäftigung zu finden und trauen 
sich nicht, selbstständig Angebote 
außerhalb der Einrichtung wahrzu-
nehmen, gerade auch weil oftmals 
viele Angebote nur von jungen 
geflüchteten Männern besucht 
werden. Dazu kommt, dass einige 
Einrichtungen, in denen die jun-
gen geflüchteten Frauen und ihre 
Kinder leben, am Stadtrand von 
München liegen. Die Verkehrsan-
bindung zu Angeboten außerhalb 
des Stadtteils ist teuer und nicht 
sehr gut. Das führt dazu, dass sie 
oftmals isoliert in der Unterkunft 

leben und eine Integration nur sehr 
schwierig gelingt. 

rückzugstendenzen von  
geflüchteten Frauen frühzeitig  

erkennen und verhindern

Mit dem Projekt „Integration durch 
Partizipation“ gibt der Paritätische 
den jungen geflüchteten Frauen 
die Möglichkeit, sich in München 
zu orientieren und einzubringen. 
Dabei bedarf es zuerst Beratungs- 
und Unterstützungsangebote inner-
halb der Einrichtungen. Im Rah-
men dieser Angebote werden die 
Frauen gestärkt, um im Anschluss 
selbständig Angebote in München 
wahrzunehmen.

teilhabe durch Vernetzung

Auch die verschiedenen Einrich-
tungen aus der Frauenflüchtlings-
hilfe in München werden im Rah-
men des Paritätischen Projekts ver-
stärkt vernetzt. Dabei geht es u.a. 
um die Fragen, wie die Zielgruppe 
der jungen geflüchteten Frauen 
bestmöglich erreicht werden kann, 
welche bestehenden Angebote es 
gibt und wo neue Unterstützungs-
angebote benötigt werden.

Der Paritätische Bezirksverband 
Oberbayern verbessert mit dem 
neuen Projekt die Integrations-
chancen der geflüchteten Frauen 
in München und begleitet sie auf 
ihrem Weg in ein selbstbestimmtes 
Leben.

M i t g L i e D S o r g A n i S A t i o n e n

Bebauungspläne und die Investoren 
nehmen eine geringfügig niedrige-
ren Zins in Kauf.“ Mit den bisheri-
gen Maßnahmen jedenfalls, davon 
ist Janowsky überzeugt, wird sich 
die Situation auf dem Wohnungs-
markt weder rasch noch nachhaltig 
verbessern lassen.

Negative Folgen für die Pflege im 
Freistaat können sich nach Ansicht 
von Sandra Schuhmann, Fachvor-
ständin der Diakonie Bayern, aus 
dem Pflegestärkungsgesetz 2 (PSG 
II) und dem darin vorgesehenen 
bundeseinheitlichen Verfahren zur 
Personalbemessung in der statio-
nären Altenpflege ergeben. Schuh-
mann: „Die Personalschlüssel in 
Bayern gehören zu den besten in 
Deutschland. Sollte die geplante Per-
sonalbemessung unter den Personal-
schlüsseln in Bayern liegen, wird das 
Pflegestärkungsgesetz für uns zum 
Bumerang.“ Denn, so die Befürch-
tung der Diakonie, die Kostenträger 
werden diese Personalbemessung 
als Obergrenze bei den Kostenver-
handlungen nutzen. „Dies könnte 
zur Folge haben, dass unsere Perso-
nalschlüssel, die zwar besser als in 
anderen Bundesländern, aber noch 
lange nicht optimal ist, nicht mehr zu 
finanzieren sind.“ Damit würde das 
Pflegestärkungsgesetz im Freistaat 
keine Stärkung der Pflege, sondern 
das genaue Gegenteil erreichen.

Das Verfahren zur Personalbemes-
sung wird noch bis 30. Juni 2020 
von der Universität Bremen ent-
wickelt. Es soll wissenschaftlich 
valide Daten darüber liefen, wie 
hoch die Personalausstattung in der 
Pflege mindestens sein muss. Da die 
Personalschlüssel in der stationären 
Altenhilfe jeweils in den Bundeslän-
dern geregelt wird, kommt es hier zu 
großen regionalen Unterschieden. 
So pflegt – statistisch gesehen – 
eine Pflegekraft in Brandenburg 30 
Prozent mehr Bewohner und Be-
wohnerinnen als der Kollege bzw. 
die Kollegin in Bayern. 
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Vom 17. Mai bis 26. Mai 2019 findet 
zum dritten Mal die Aktionswoche 
„Zu Hause daheim“ statt, die sich 
für ein selbstbestimmtes Wohnen im 
Alter stark macht. Bayerns Sozialmi-
nisterin Kerstin Schreyer: „Wie wir 
im Alter leben und wohnen, betrifft 
uns alle. Egal, ob es um ältere An-
gehörige oder die eigene Zukunft 
geht. Mit der Aktionswoche wollen 
wir zeigen, welche Möglichkeiten 
und Angebote es vor Ort gibt, damit 
ältere Menschen in der vertrauten 
Umgebung bleiben können. Denn 
die allermeisten Menschen wollen 
auch im Alter so lange wie möglich 
zu Hause wohnen bleiben.“ 
Während der Aktionswoche finden 
in ganz Bayern lokale Veranstal-
tungen statt, bei denen zahlreiche 
Ideen und Konzepte präsentiert 
werden.  „Die Aktionswoche bietet 
eine einmalige Chance, alle Fa-
cetten rund ums selbstbestimmte 

„Wohnen im Alter“ vorzustellen. 
Ich freue mich auf viele spannen-
de und kreative Aktionen“, so die 
Ministerin. 
Ob Diskussionsrunde, Vorträge, 
Ortsbegehungen oder eine regio-
nale Seniorenmesse, welche Aktion 
angemeldet wird, entscheiden die 
Veranstalter selbst. Unterstützt wer-
den die Akteure bei ihrer Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit und mit Fach-
beiträgen und Materialien. So kön-
nen zum Beispiel Fachreferenten bei 
der Beratungsstelle Barrierefreiheit 
der Bayerischen Architektenkammer 
und dem Genossenschaftsverband 
Bayern e.V. für eigene Veranstaltun-
gen angefragt oder kostenfrei Filme 
bei den Landesmediendiensten Bay-
ern ausgeliehen werden.
Alle Aktionen werden wieder in 
einem gemeinsamen Programmheft 
veröffentlicht, das ab Frühjahr 2019 
zur Verfügung stehen wird.
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Wie viele Digital braucht sozial?
Wie die Digitalisierung neue Wege in der Caritasarbeit erfordert

Caritas. Online Zugtickets kaufen, 
eine Reise buchen, sich von Koch-
rezepten inspirieren lassen, sich 
auf Youtube Dinge erklären lassen, 
Nachrichten, Blogs, Foren - längst 
ist das Internet zur wichtigsten In-
formationsquelle geworden. Die 
zwischenmenschliche Kommuni-
kation verschwimmt zwischen face-
to-face, asynchroner Kommunika-
tion und Echtzeit-Kommunikation 
über den Planeten hinweg. Alles 
was mit dem Attribut 4.0 versehen 
wird, steht für ‚die digitale Zukunft‘, 
gleichsam Heilsversprechen und 
Drohung in einem. Für den sozia-
len Bereich ist die Digitalisierung, 
ihre organisationalen wie gesell-
schaftlichen Implikationen immer 
noch in weiten Teilen „undurch-
schrittenes Terrain“.
Das Thema Digitalisierung ist als 
Megathema der Zukunft bei der 
Caritas durchaus identifi ziert und 
zum Schwerpunktthema des Jah-
res 2019 gemacht. Das Motto ist 
Auff orderung zum Handeln und 
politische Forderung zugleich: 
„Sozial braucht Digital“! Denn 
die Digitalisierung und der An-
spruch der Menschen, Angebote 
und Dienstleistungen örtlich und 
zeitlich ungebunden in Anspruch 
zu nehmen, stellt die Dienste vor 
Herausforderungen, die erfordern, 
dass digitale und analoge Welt 
ineinander greifen – und es wird 
deutlich, wo Strukturen Entwicklun-
gen behindern.
Besonders eindrücklich zeigen sich 
diese Herausforderungen bei der 
Online-Beratung der Caritas. Seit 
2006 fi nden Ratsuchende hier Hilfe, 
unabhängig von Zeit und Ort. Die 
Caritas ist mit diesem Angebot quasi 
Early Adopter und mit rund 28.000 
Erstberatungen im Jahr der mit Ab-
stand größte Anbieter in diesem 
Bereich. Die Website von Mindzone, 

ein Projekt zur Drogenberatung, ver-
zeichnet rund 8.000 Seitenaufrufe 
pro Tag und die zugehörige App 
wurde in diesem Jahr 15.000mal 
heruntergeladen. Diese Form der 
Beratung erfordert angesichts ra-
santer technischer Veränderungen 
allerdings eine Weiterentwicklung 
der bestehenden Plattform, um auch 
zukünftig nutzerfreundlich Beratung 
anzubieten. Online-Beratung ver-
bindet die schnelle Hilfe im Netz 
mit der Möglichkeit, weitergehende 
Fragen in der Beratungsstelle vor Ort 
besprechen zu können. 

Dieses Zusammenspiel erfährt al-
lerdings eine Begrenzung in der 
analogen Welt: Die Finanzierungs-
strukturen, die sich an regionalen 
Grenzen orientieren, erweisen sich 
als Hemmschuh, wenn es um das 
Angebot einer örtlich ungebunden 
agierenden Plattform geht. Denn ge-
rade hier macht es keinen Sinn, nur 
lokal zu denken, Synergien durch 
Öff nung eines Angebots nicht zu 
nutzen und die Gesellschaft als Gan-

zes aus dem Blick zu verlieren. 
Gerade daraus entspringen Anforde-
rungen an Politik und Kostenträger: 
Die gesetzlichen und fi nanziellen 
Rahmenbedingungen sind so zu 
gestalten, dass Online-Beratung und 
andere Dienste im Interesse hilfe-
suchender Menschen entsprechend 
realisiert werden können und dass 
Strukturen nicht zum Hindernis wer-
den. 
Diese Forderung ist kein Nice-to-
have! In einer Welt, in der digitale 
und analoge Dienste immer stärker 
vernetzt sind, müssen auch soziale 

Dienstleistungen online erreich-
bar sein: für alle zugänglich und 
in einer fachlichen Qualität, die 
in der analogen Welt selbstver-
ständlich ist. Nicht nur Politik 
und Kostenträger sind hier her-
ausgefordert, sondern auch einen 
dezentral organisierten Verband 
wie die Caritas. Gewohnt, in 
verbandlichen und regionalen 
Strukturen zu denken, stellt die 
digitale Welt in ihrer „Grenzen-
losigkeit“ bestehende Abläufe 
infrage und fordert alle Beteilig-
ten heraus, neue Wege zu gehen. 
Den Bedarf belegt die Studie 
eines Caritasverbands aus Nord-
deutschland. Sie zeigt, dass die 
Potenziale des digitalen Wandels 
in weiten Bereichen der Caritas-
Arbeit noch nicht ausgeschöpft 
sind. Dabei wird der „digitale 

Reifegrad künftig immer stärker 
über die Marktfähigkeit der Träger, 
ihre Attraktivität für ehrenamtliches 
Engagement oder ihren Einfl uss auf 
politische Diskurse entscheiden.“ 
Denn auch für eine Caritas 4.0 gilt 
das, was schon immer galt: Not 
sehen und handeln! Für die Men-
schen da sein – in der analogen 
und zukünftig auch verstärkt in der 
digitalen Welt.

Tobias Utters
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Bezirk beteiligt sich an einem „Kontaktcafé“
Drogenabhängigen gezielt helfen
Bayerischer Bezirketag. Gemein-
sam haben Stadt und Landkreis 
Würzburg sowie der Bezirk Un-
terfranken die Finanzierung eines 
Kontaktcafés für Drogenabhängi-
ge weitestgehend gesichert. Die 
Vertreter der Kommunen machten 
überstimmend die Notwendigkeit 
dieser Einrichtung deutlich, um auf 
niedrigschwelliger Ebene drogenab-
hängigen Menschen konkrete Hilfs-
angebote zu machen. 
„Wir sind verpfl ichtet zu helfen“, 
betonten übereinstimmend alle Be-
teiligten, für die Stadt Würzburg So-
zialreferentin Dr. Hülya Düber, für 
den Landkreis die Leiterin des Ge-
schäftsbereichs Jugend, Soziales und 

Gesundheit Miriam Meder und für 
den Bezirk Unterfranken der Leiter 
der Sozialverwaltung, Peter Ditze. 
Der Verein „Condrobs e.V.“ über-
nimmt in enger Kooperation mit der 
städtischen Drogenberatungsstelle 
die Trägerschaft des Kontaktcafés. 
Alle sind sich einig, dass fachlich 
qualifi zierte Hilfen möglichst früh 
einsetzen müssen. 
Das Kontaktcafé soll für suchtkran-
ke Menschen eine Treff punktmög-
lichkeit in drogenfreier Umgebung 
werden. Es bietet Aufenthalt für rund 
30 Menschen und zusätzlich sechs 
Arbeitsplätze für Schwerstabhängi-
ge. Räumlichkeiten wurden zunächst 

in der Rüdigerstraße gefunden. Ob 
das Café dort längerfristig bleiben 
kann, steht noch nicht fest.
Zielsetzung aller Angebote ist die 
Überlebenssicherung sowie die Sta-
bilisierung und Verbesserung der ge-
sundheitlichen und psychosozialen 
Situation suchtmittelabhängiger und 
-gefährdeter Menschen. Einen hohen 
Stellenwert hat die Unterstützung 
der Betroff enen bei der Alltagsstruk-
turierung und (Re-)Integration in Ar-
beit und Beschäftigung. Der Bezirk 
Unterfranken übernimmt dabei die 
Personalkosten für zwei Arbeitsstel-
len, Stadt und Landkreis die Um-
baukosten sowie die Sachkosten für 
den laufenden Betrieb. Im Stadtrat 

wurden die Haushaltsmittel bereits 
gebilligt. Auch der Bezirkstag hat 
der Finanzierung zugestimmt. Auf 
Landkreisebene wurde im Sozial-
ausschuss das Projekt befürwortet. 
Es fehlt noch die Zustimmung durch 
den Kreistag. 
Laut Holger Faust von der städti-
schen Drogenberatung ist für die 
Region in und um Würzburg von 
ca. 400 intravenös gebrauchenden 
Schwerstabhängigen auszugehen. 
Viele langjährig Drogenabhängige 
leben sozial isoliert und ohne realis-
tische Aussicht auf Reintegration in 
das Arbeitsleben. Auch nach länge-
rer Substitutionsbehandlung stellen 

drogenbezogene soziale Kontakte 
und Bindungen sowie öff entlich zu-
gängliche Konsumententreff punkte, 
die bedeutsamste Möglichkeit dar, 
das Grundbedürfnis nach sozialem 
Kontakt zu stillen. 
Es fehlt an inneren und äußeren 
Alternativen und Möglichkeiten 
zur Tagesstrukturierung und Be-
schäftigung, insbesondere bei den 
Menschen, die in problematischer 
Weise fortgesetzt missbräuchlich Al-
kohol, nicht ärztlich verschriebene 
Medikamente und illegale Drogen 
zu sich nehmen. 
Claudia Nembach, Leiterin des Kon-
taktladens, macht die Vielfalt des 
Angebots deutlich: Neben dem Kon-
takt- und Beratungsangebot wird 
es im Rahmen des Beschäftigungs-
projektes auch ein warmes Mittag-
essen geben. Ziel aller Maßnahmen 
ist die gesundheitliche und soziale 
Stabilisierung der Besucher und 
Besucherinnen. Zusammengefasst 
zielt das Kontaktcafé auf folgende 
Bereiche ab: 
 Überlebenssicherung von chro-

nisch suchtkranken Bürger*innen 
aus Stadt und Landkreis Würz-
burg 

 Entlastung des öffentlichen 
Raums, z.B. Entschärfung des 
Problems „Barbarossaplatz“ 

 Tagesstruktur und Wiederein-
gliederung ins Arbeitsleben von 
langzeitarbeitslosen Menschen 

 Schutz der Bevölkerung durch 
Infektionsschutz (Spritzen-
tausch, Kondomvergabe) 

 Entlastung der Justiz durch 
Vorhaltung von Tagesstruk-
tur, schnellen Hilfen für ein 
rechtskonform(er)es Leben 

 Reduzierung und Vermeiden von 
Folgeschäden für die Familie der 
Suchtkranken (Hilfen für Kinder 
von Drogenabhängigen etc.) 

Markus Mauritz

Vertreter der Kommunen sind sich einig, wie wichtig die Hilfe im Kontaktcafé für 
Drogenabhängige ist (von links): Miriam Meder, Karin Wiggenhauser, Peter Ditze, Holger 
Faust, Claudia Nembach und Hülya Düber.                                             © Markus Mauritz

Vertreter der Kommunen sind sich einig, wie wichtig die Hilfe im Kontaktcafé für 
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MBE goes online – das Projekt „mbeon“  
umsetzung im Bayerischen roten Kreuz

Die Digitalisierung hält Einzug in 
die MBE, die bewährte Migrations-
beratung für erwachsene Zuwande-
rinnen und Zuwanderer. Die insge-
samt 700 verbandsübergreifenden 
MBE-Beratungsstellen werden seit 
2017 ergänzt durch die Möglich-
keit der Onlineberatung über die 
App „mbeon“. Diese ermöglicht es 
Ratsuchenden, anonym, unmittel-
bar und kostenlos mit einem MBE-
Berater oder einer MBE-Beraterin 
zu chatten.  

Die App ging im September 2017 
mit MBE-Beratern und -Beraterin-
nen des DRK und BRK, des Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverbandes 
(DPWV) und des Bundes der Ver-
triebenen (BdV) an den Start, zu-
nächst in den Ländern Bayern und 
Nordrhein-Westfalen. Im Laufe des 
Jahres 2018 wurde das Angebot auf 
das Land Baden-Württemberg aus-
geweitet und MBE-Stellen der  Ca-
ritas schlossen sich dem Projekt an. 
Inzwischen sind über 70 MBE-Be-
ratende im Online-Einsatz, über die 
Hälfte davon für das DRK und das 
BRK. Letzteres ist besonders aktiv 

und beteiligt sich mit MBE-Stellen 
in den Kreisverbänden Haßberge, 
München, Nürnberg-Stadt, Oberall-
gäu, Schweinfurt, und Weiden-Neu-
stadt am Projekt. Koordiniert wird 
das Projekt von der „mbeon-Zen-
trale“ im DRK-Generalsekretariat 
in Berlin. Die Finanzierung des Pro-
jekts läuft, wie bei der MBE, über 
das Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat (BMI), bzw. 
über das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF). 

und wie funktioniert „mbeon“ genau? 
Die App „mbeon“ kann kostenlos 
bei Google Play (Android) und im 
App Store (iOS) heruntergeladen 
werden. Die MBE-Stellen helfen 
gerne und laden gemeinsam mit den 
Ratsuchenden die App auf deren 
Smartphones und nutzen den Chat 
fortan für kurze Kontakte, Rückfra-
gen oder das Versenden von Fotos 
und Unterlagen. Die MBE-Beraten-
den nutzen dafür natürlich nicht ihr 
privates Mobiltelefon, sondern eine 
entsprechende Software an ihrem 
PC in der MBE-Stelle. Die Online-

Beratung ist somit an die Öffnungs-
zeiten der Beratungsstelle geknüpft. 
Nichts desto trotz ist gerade im länd-
lichen Raum mit zum Teil längeren 
Anfahrtswegen zu Beratungsstellen 
der Chat eine große Erleichterung. 
Sollte doch einmal das persönliche 
Gespräch erforderlich sein, können 
die Ratsuchenden einfach per Chat 
einen Termin in der MBE-Stelle 
vereinbaren.

Auch neue Klienten und Klien-
tinnen finden über „mbeon“ zu 
einer qualifizierten MBE-Beratung: 
Sogar aus dem Ausland treffen An-
fragen von Ratsuchenden ein, die 
sich über die Situation sowie Ar-
beits- und Aufenthaltsmöglichkei-
ten in Deutschland informieren 
möchten. Neben dem Chat finden 
sich in der App sowie auf der Web-
site www.bayern.mbeon.de um-
fangreiche Informationen zu den 
Themen Arbeit und Beruf, Deutsch 
lernen, Wohnen, Gesundheit, Fami-
lie und Aufenthalt. Sowohl App als 
auch Website sind in den Sprachen 
Deutsch, Englisch, Russisch und 
Arabisch verfügbar. Die über 70 
MBE-Beratenden sind sprachlich 
sogar noch breiter aufgestellt und 
sprechen zum Beispiel Spanisch, 
Französisch, Türkisch, Bulgarisch 
und weitere Sprachen. 

Da das Projekt in den drei Startregi-
onen ein großer Erfolg war, wird es 
im Laufe des Jahres 2019 auf MBE-
Stellen im gesamten Bundesgebiet 
ausgeweitet. 

Kontakt BRK/DRK:
BRK-Landesgeschäftsstelle
Ute Linck, Landesreferentin Migration und 
Integration
E-Mail: linck@lgst.brk.de 

DRK-Generalsekretariat 
Claudia Müller 
Projektleitung, „mbeon-Zentrale“
E-Mail: cl.mueller@drk.de 

Hier nochmal alle Kanäle auf einen Blick: 

Website: www.mbeon.de oder www.bayern.mbeon.de 
Facebook: https://www.facebook.com/mbeon.chat/ 

App: verfügbar in google Play und im App Store
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Hartmut Wächtler liest aus seinem Buch „Widerspruch“
Politische Prozesse in Vergangenheit und heute aus Sicht eines Münchner Strafverteidigers

„Wenn es um Bürgerrechte geht und 
dem Staat die Rote Karte gezeigt 
wird, war und ist Wächtler nicht 
weit“ schreibt Heribert Prantl, Süd-
deutsche Zeitung.
In seinem Buch berichtet Hartmut 
Wächtler spannend, fundiert und mit 
einer gepfefferten Prise Ironie von 
den ersten Verfahren während der 
68er-Studentenproteste. Er schreibt 
unter anderem über Prozesse gegen 
“Rädelsführer” wie Rolf Pohle, Fe-
ministinnen wie Ingrid Strobl, Bür-
gerinitiativen (z.B. WAA Wackers-
dorf) und antiautoritäre Zeitschriften 
wie das BLATT.
In fast allen Fällen sind es Gesinnun-
gen, also nicht in erster Linie Taten, 
um die es geht. Es sind die politi-
schen Haltungen, die dem konserva-

tiven Gesellschaftsbild von Polizei 
und/oder Gerichten zuwiderlaufen.
Das Gespräch mit Hartmut Wächtler 
Ates Gürpinar, Sprecher des Lan-
desverbandes DIE LINKE Bayern.
Veranstaltungsort:
EineWeltHaus München
Schwanthalerstr. 80 | München

Raum: Kleiner Saal 211+212
Eintritt: Frei
Veranstalter: Rechtshilfe für  
Ausländer/innen München e.V.  
und Interkulturelles Forum e.V. 
Kontakt: Anna Regina Mackowiak, 
Tel. 089 – 85637521, 
ikforum@einewelthaus.de


